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Editorial

Liebe Leser*innen,

der Winter neigt sich dem Ende zu, doch das Klima bleibt kalt. Die Repression des türkischen Regimes auf die kurdische Bevölkerung und der Angriffskrieg in Rojava gehen weiter, die deutsche Regierung tut nichts. Zwar ist der Journalist Deniz Yücel nach 367 Tagen aus der Haft in eine türkischen Hochsicherheitsgefängnis entlassen worden, doch finanziert und beliefert Deutschland weiterhin die reaktionären Kräfte in Nordsyrien. Und nicht nur in Rojava, auch in Deutschland steigt die Repression. 

Ob durch das Verbieten oder gar gewaltsame Auflösen von Demonstrationen wie in Düsseldorf und Köln, dem Angriff auf eine „Freiheit für Öcalan“-Bustour in Hannover oder Hausdurchsuchungen wegen des Zeigens von YPJ/YPG Flaggen, die Repression ist allgegenwärtig. Doch genauso gegenwärtig ist unsere Solidarität. Wollt ihr ein Zeichen setzen? In dieser Ausgabe findet ihr einen anarchistischen Aufruf zur Soli-Demo in Frankfurt am Main am 24. März.

Doch nicht nur die kurdische Bewegung ist betroffen. Auch die argentinische Mapuche-Solidaritätsbewegung sieht sich starken Repressionen ausgesetzt. Die Federación Libertaria Argentina hat dazu einen Text geschrieben, den wir euch nicht vorenthalten wollen.

Außerdem in dieser Ausgabe:

Neo-Nazis terrorisieren besetzte Wohnprojekte in Griechenland, feministischer Generalstreik am Frauen*kampftag, ein Artikel zu anarchistischer Pädagogik und vieles mehr. Zur besseren Lesbarkeit haben wir die Texte dieser Ausgabe in einer größeren Schrift gelayoutet. Über euer Feedback (nicht nur) dazu freuen wir uns.

die Redaktion der Gai Dao

 


Comunicado der Federación Libertaria Argentina

 

Wie viele wissen, verschwand Santiago Maldonado am 1. August 2017 im Rahmen einer illegalen Razzia der Gendarmerie in Pu Lof Cushamen, wo sich die Mapuche-Gemeinschaft dem Ansturm des Staates und der Konzerne auf ihre angestammten Territorien widersetzt. Santiago, ein anarchistischer Genosse, begleitete die Mitglieder der Gemeinschaft solidarisch bei einer Straßensperre und forderte die Freiheit von Lonko Facundo Jones Huala, der durch eine Allianz zwischen dem argentinischen und dem chilenischen Staat illegal inhaftiert war. Monatelang wurde Santiagos Wiederkehr gefordert. Tausende Menschen gingen auf die Straße und verlangten eine Antwort der Regierung und den Rücktritt von Sicherheitsministerin Patricia Bullrich. Santiagos Leiche tauchte am 17. Oktober auf - flussaufwärts von dort, wo er zuletzt lebend gesehen wurde. Nach der Bestätigung durch seine Verwandten führten 55 Expert*innen eine Autopsie des Körpers durch, die mehr als einen Monat dauerte. Es wird bestätigt, dass er ertrunken ist, sein Körper soll keine Verletzungen haben. Dieses Ergebnis lässt heute viele Fragen offen: Wie konnte Santiago in einem Teil des Flusses ertrinken, in dem er auf dem Grund gehen konnte? Warum antwortete jemand an seinem Telefon, Stunden nach dem angeblichen Todeszeitpunkt? Warum hat es so lange gedauert, bis sein Körper auftauchte? Offensichtlich ist dieser Fall noch lange nicht gelöst und die Schuldigen bleiben straflos. Tatsächlich wurde nur ein einziger Gendarm wegen des Todes von Santiago angeklagt und dieser wurde kürzlich vom Sicherheitsministerium befördert.

 

Die Tage seit dem Erscheinen des Körpers bis zur Freigabe der Autopsieergebnisse waren von großer Mobilisierung und Verzweiflung geprägt. Tausende gingen wieder auf die Straße und forderten Gerechtigkeit, und Hunderte versammelten sich beim Leichenschauhaus. Am selben Tag, an dem die Ergebnisse der Autopsie veröffentlicht wurden, wurde bei einer gewaltsamen Vertreibung, die erneut gegen die Mapuche-Gemeinde in Bariloche gerichtet war, Rafael Nahuels von hinten erschossen. Die beteiligten Kräfte sind diesmal die Policia Federal und die Präfektur. Ministerin Bullrich und Vizepräsidentin Gabriela Michetti verteidigten die Sicherheitskräfte und behaupteten, dass sie deren Version nicht in Frage stellen werden. Obwohl letztlich die Untersuchung bestätigt, dass Rafael Nahuel unbewaffnet war und in den Rücken geschossen wurde, hat der Staat sich nicht dazu geäußert. Obwohl das Verschwinden und der Tod von Santiago Maldonado den Konflikt der Mapuche-Gemeinschaft in Patagonien mit landbesitzenden Konzernen wie Benetton und Lewis sichtbar gemacht hatten, reichte es nicht aus, damit die Menschen angesichts dieses neuen Todes die gleiche Solidarität an den Tag legten. Dieses mal gingen nicht Hunderttausende hinaus, um Gerechtigkeit für Rafael Nahuel zu fordern. Der Tod eines indigenen Menschen scheint nicht ausreichend zu sein, um das selbe Mitgefühl in der Bevölkerung zu erzeugen. 

 

Für uns ist es sehr wichtig, dass die Aktionen, die ergriffen werden, um das, was hier in Argentinien geschieht, zu verbreiten, den Tod Santiagos mit dem Kampf und der gerechten Verteidigung der Mapuche für ihr Land in Zusammenhang zu bringen. Wir wollen deutlich zu machen, dass er nicht das einzige Opfer des Krieges dieses Staates gegen die indigenen Völker und diejenigen, die sich mit ihnen solidarisch zeigen, ist. Wir dürfen nicht dazu beitragen, dass sie weiterhin unsichtbar bleiben.

 

Während der Staat die Aneignung von Land durch ausländische Konzerne begleitet und fördert, verfolgt und kriminalisiert er das Volk der Mapuche. Die Medien tragen dazu bei, indem sie die Idee verbreiten, dass die Mapuches "chilenisch", "terroristisch" und "gewalttätig" sind. Auf der anderen Seite schreitet die neoliberale Strukturanpassung voran, mit immer mehr Entlassungen, Lohnsenkungen, Inflation und es wurden zwei Reformen auf den Weg gebracht: die Renten- und die Arbeitsreform. Erstere betrifft Rentner*innen und Frauen, die von der allgemeinen Kinderzulage abhängig sind, Diese Reform wurde angenommen, trotz massiver Demonstrationen einer Bevölkerung, die sich auf den Weg gemacht hat, um ihre schwächsten Gruppen zu verteidigen. Die Kriminalisierung des Protestes nimmt im Einklang mit der Schwere der von der Regierung ergriffenen Maßnahmen zu. Bei beiden Demonstrationen gegen die Rentenreform wurden jeweils etwa 60 Personen verhaftet, wobei eine Methode angewandt wurde, die heute bei ungerechtfertigter Inhaftierung gang und gäbe ist. Die Verfolgung ist eindeutig: Einige wurden bei willkürliche Razzien in ihren Häusern festgenommen; als Beweismaterial, wurden politische Schriften, insbesondere anarchistische, verwendet. Die Richter*innen versprechen eine harte Hand gegen die Demonstrant*innen und tatsächlich werden immer noch eine Reihe von Menschen festgehalten.

Die offensichtlichste Maßnahme war die Veröffentlichung des RAM-Berichts, der gemeinsam vom Sicherheitsministerium und den Provinzregierungen von Nequén und Río Negro herausgegeben wurde. In seinen 180 Seiten werden, ohne jegliche Kriterien, Gruppen vermischt und kriminalisiert. Es wird ein innerer Feind herbeigemutmaßt: die “Resistencia Ancestral Mapuche”, mit dem Staat sehr gelegen kommenden Verbindungen zu Sektoren des Anarchismus, der Linken, Solidaritätsgruppen mit dem kurdischen Kampf, der FARC und einer Gewerkschaft. Darauf sind wir bereits in einer anderen Erklärung eingegangen.

 

In den nächsten Wochen wird hier in Argentinien über die Arbeitsreform diskutiert, und die Regierung bereitet sich entsprechend darauf vor: 15 Millionen Gummigeschosse wurden bereits gekauft. Bei der letzten Demonstration haben vier Menschen ihr Augenlicht verloren.

Wir sehen eine Welle der Verfolgung und Kriminalisierung auf uns zukommen. Wir rufen unsere Genoss*innen in der ganzen Welt auf, uns dabei zu helfen, das Wort zu verbreiten und Solidarität mit denen unter uns zu zeigen, die gegen diesen völkermordenden und wuchernden Staat kämpfen.

 

 

Quelle

 

https://www.nodo50.org/tierraylibertad/355articulo2.html 

 

 


Griechenland - Neonaziterror gegen besetzte Häuser

 

 

In Griechenland verliert die neonazistische Partei Chrysí Avgí immer mehr Mitglieder, ihre Parteibüros schließen, ihre Umfragewerte stagnieren und der Straßenterror gegen Flüchtlinge, „ausländisch“ aussehende Menschen und Linke ist in den letzten drei Jahren zurückgegangen. (Ralf Dreis) 

 

All das  ist unter anderem den Aktivitäten der anarchistischen und antifaschistischen Bewegung zu verdanken. Vor allem für Flüchtlinge und Antifaschist*innen ist dies eine überaus erfreuliche Entwicklung. Zahlreichen bei Chrysí Avgí organisierten Neonazis droht darüber hinaus eine Haftstrafe und es ist zumindest nicht völlig ausgeschlossen, dass die Partei insgesamt als kriminelle Vereinigung verboten wird. Seit April 2015 läuft ein zentraler Prozess gegen insgesamt 69 Mitglieder von Chrysí Avgí, in dem den Angeklagten zahlreiche Überfälle auf anarchistische Zentren, links aussehende Jugendliche und Gewerkschafter*innen, sowie Morde an Migrant*innen und am antifaschistischen Rapper Pávlos Fýssas im September 2013 zur Last gelegt werden. Tatsächlich war es erst die große öffentliche Empörung, die den Staat dazu brachte, die Straffreiheit, die Chrysí Avgí jahrelang genoss, zu beenden. Wenn es keinen antifaschistischen Aufstand  und militante Massenproteste nach der Ermordung von Pávlos Fýssas gegeben hätte, wäre die Strafverfolgung bis heute nicht erfolgt. 

 

Die Mazedonienfrage 

Dass trotz dieser an sich positiven Entwicklung keine Entwarnung gegeben werden kann, zeigen die letzten Wochen. Im Zuge der Ende Dezember 2017 in New York erneut begonnenen Verhandlungen über die endgültige Namensgebung des griechischen Nachbarlands Mazedonien, schwappt, geschürt durch die privaten Massenmedien, eine nationalistische Welle durch Griechenland. Der Namensstreit schwelt seit 1991, als die ehemalige jugoslawische Teilrepublik ihre Unabhängigkeit erklärte und sich den Namen Republik Mazedonien gab. Die Regierung in Athen blockiert seitdem den Beginn von EU-Beitrittsgesprächen und seit 2008 die Nato-Mitgliedschaft des Nachbarlands, das bei den Vereinten Nationen als „Former Yugoslav Republic of Macedonia (FYROM) geführt wird. Aus Sicht Griechenlands ist der Name Mazedonien Teil des griechischen Nationalerbes. 

Der UN-Sonderbeauftragte Matthew Nimetz hatte Medienberichten zufolge bei den Gesprächen nun fünf Namensvorschläge unterbreitet. Alle sollen das Wort Mazedonien enthalten, unter anderem „Nord-Mazedonien“ und „Neu-Mazedonien“. Nimetz gab sich optimistisch, da beide Seiten an einer Lösung interessiert seien. Der griechische Regierungschef Aléxis Tsípras erklärte gegenüber der Athener Tageszeitung Ethnos vom 20.01., es sei „nicht unlogisch“, dass der Begriff „Mazedonien, mit einem geografischen oder zeitlichen Zusatz“ im neuen Namen enthalten sein könnte. Auch die Regierungsübernahme von Zoran Zaev in Mazedonien im Mai 2017 wurde international allgemein als positiv für eine Lösung gewertet. Im Gegensatz zu Vorgänger Nikola Gruevski gibt sich Zaev offen für Kompromisse, nicht zuletzt weil viele seiner Wähler*innen hoffen, mit einem NATO-Beitritt die schlechte Wirtschaftslage des Landes zu verbessern.

Den griechischen Nationalist*innen indes, die sich selbst als Patrioten bezeichnen, geht jeder Kompromiss zu weit. Zehntausende von ihnen haben am 21.01.2018 in Thessaloníki und am 04.02.2018  in Athen für das alleinige Recht auf den Namen Mazedonien demonstriert. Den nationalen Taumel nutzend, wagten sich auch Rechtsextreme, Faschist*innen und Neonazis wieder aus ihren Löchern und griffen in beiden Städten besetzte Häuser und Zentren an..

„Mazedonien ist griechisch“, „Mazedonien wird immer griechisch sein“, „nur wir sind wahre Mazedonier“, skandierte die aus allen Teilen des Landes mit Bussen angereiste Menschenmenge. Zur Kundgebung  vor der Statue Alexander des Großen an der Strandpromenade Thessaloníkis am 21. Januar hatten nationalistische und rechtsextreme Organisationen, die nazistische Partei Chrysí Avgí und große Teile des orthodoxen Klerus aufgerufen. Die Polizei sprach von 90.000, die Veranstalter von 300.000 Teilnehmenden. So viele waren es nicht, doch es war die größte Demonstration in Thessaloníki seit 1992, als zum gleichen Thema fast eine Million Menschen in einem wahrhaft nationalistischen Delirium die Stadt überschwemmten. Thessaloníki steht im Namensstreit zwischen Athen und Skopje an exponierter Stelle, weil es die Hauptstadt der Region Makedonía ist, die große Teile Nordgriechenlands umfasst.

Der als Hardliner und Fan von Chrysí Avgí bekannte Metropolit¹ von Thessaloníki Ánthimos mobilisierte am 21.01. mit einem Gottesdienst zur Kundgebung und stellte unmissverständlich klar: „Mazedonien ist Griechenland und Griechenland ist Mazedonien.“ Wassílis Levéntis, Vorsitzender der im Parlament vertretenen Zentrumsunion, sprach von „Verrat“, sollte die griechische Regierung der Benutzung des Begriffs Mazedonien zustimmen. Die Nazis von Chrysí Avgí witterten „Volksverrat“ und waren mit uniformierten Sturmtruppen und diversen hohen Parteikadern, u.a Ilías Kasidiáris vor Ort. Der Vorsitzende der größten Oppositionspartei Néa Dimokratía, Kyriákos Mitsotákis, betonte, er werde „unnachgiebig sein“, wenn es um die Nutzung des Begriffes Mazedonien für die FYROM gehe. Auch der christlich-nationalistische Juniorpartner der Regierungspartei Syriza, die Unabhängigen Griechen (ANEL), waren mit viel Fußvolk und der Staatssekretärin im Innenministerium für die Angelegenheiten Mazedoniens-Thrakiens, Maria Kóllias-Tsaroúcha, vertreten. Zu Beginn und zum Ende der Kundgebung sangen alle voll Inbrunst die griechische Nationalhymne.

Nazis brennen anarchistisches Zentrum nieder

Schon um 13 Uhr 30, kurz vor Beginn der Kundgebung, zogen Horden organisierter Faschist*innen durch Thessaloníki. Mit Steinen, Leuchtspurmunition und Molotowcocktails griff eine Gruppe von 60-80 Personen das seit 2010 besetzte soziale Zentrum Schule zum Erlernen der Freiheit an. Nachdem sie von dort vertrieben werden konnten, zogen sie zu der seit 2008 bestehenden anarchistischen Besetzung Libertatia. Auch dort konnte der Angriff von den Besetzer*innen abgewehrt werden. In beiden Fällen beschränkten sich die MAT-Sondereinheitskommandos der Polizei darauf, den Angreifer*innen den Rückzug zu sichern. Noch während die nationalistische Kundgebung lief, versuchten kurzzeitig etwa 150 vermummte Nationalist*innen die Polizeiabsperrungen zu sprengen und die antifaschistische Demonstration am zentralen Platz Kamára anzugreifen. Ungefähr eine Stunde später, nach dem Ende der Kundgebung, zogen ca. 100 vermummte Nazis erneut zum anarchistischen Zentrum Libertatia und zündeten das nun ungeschützte Haus an. Das neoklassizistische Gebäude, das u.a. eine große Bibliothek beherbergte, brannte bis auf die Grundmauern ab. Die vor Ort befindlichen Polizeikräfte beobachteten den Angriff, griffen jedoch nicht ein. Es gab keine Festnahmen. Einem mitgeführten Transparent nach zu urteilen, handelte es sich bei einem Teil der Brandstifter*innen um Hooligans des Fanclubs Makedónes, nationalistische Anhänger*innen des Fußballclubs PAOK Thessaloníki. Die Besetzer*innen von Libertatia befanden sich zu dieser Zeit auf der antifaschistischen Kundgebung.                                                                                                                      „Die Angriffe und die Brandstiftung hätten ohne den Schutz der Mazedonien–Kundgebung  nie geschehen können. Dort sind sie hin, von dort kamen sie zurück. Alle rechtsradikalen und neonazistischen Gruppen haben dazu aufgerufen, doch niemand hat sich daran gestört, womit ihnen gesellschaftliche Legitimität verliehen und öffentlicher Raum für Wort und Tat zur Verfügung gestellt wurde“, heißt es in einer Erklärung von Libertatia vom 21. Januar. 

Die antifaschistische Solidaritätsdemo für das Projekt mit 2500 Menschen am folgenden Abend, wurde von der Polizei mit Tränengas und Blendschockgranaten angegriffen. Bei den folgenden Auseinandersetzungen gab es viele Verletzte, fünf Menschen wurden verhaftet und erst nach fünf Tagen aus der Haft entlassen. Keine der im Parlament vertretenen Parteien verurteilte die Brandstiftung und keiner der großen privaten Fernsehsender berichtete darüber.

Antifaschistischer Selbstschutz

Auch in den folgenden zwei Wochen bis zur nächsten Mazedonien-Großkungebung, diesmal auf dem Athener Sýntagma-Platz vor dem Parlamentsgebäude, ging die nationalistische Propagandashow der großen privaten Fernsehkanäle, Radiostationen und Tageszeitungen ungebrochen weiter. Die nationalistische Hysterie der Massenmedien steigerte sich derart, dass im Vorfeld von bis zu einer Million Teilnehmer*innen ausgegangen wurde. Als sich am 04. Februar erneut zwischen 100.000 und 120.000 Nationalist*innen versammelten, wurde dies allgemein als Niederlage der dort versammelten Rechten, Christen, Nazis und Reaktionär*innen gewertet. Genau wie in Thessaloníki versuchten organisierte Nazis und rechte Hooligans im Umfeld der Kundgebung anarchistische Zentren und besetzte Häuser anzugreifen. Auf das seit 2011 besetzte selbstverwaltete Theater Empros wurde ein Anschlag mit Molotowcocktails verübt. Die Angreifer*innen konnten jedoch ohne größere Probleme vertrieben werden. Nach der bitteren Erfahrung von Thessaloníki hatten antifaschistische und anarchistische Gruppen schon im Vorfeld mit antifaschistischen Motorradkonvois, Stadtteilspaziergängen, nächtlichen Patroullien und Demonstrationen mobilisiert und zur Wachsamkeit aufgerufen. Alle linksradikalen Treffpunkte, anarchistische Zentren, besetzte Häuser, Kollektive und Szenekneipen wurden rund um die Uhr geschützt. Da uniformierte und nicht uniformierte Nazis auch in näherer Zukunft gemeinsam gegen besetzte Häuser und Zentren vorgehen werden, wird dieser antifaschistische Selbstschutz noch auf längere Zeit geboten sein.

¹ Oberbischof der orthodoxen Kirche

 


“Jineoloji erleuchtet mit der Natur der Frau die gesellschaftliche Realität”

- Die erste Konferenz der Wissenschaft der Frau und des auf Freiheit basierenden Zusammenlebens in Nord-Syrien

Autorin: Viktoria Krieger 

 

Vom 12. bis 13. Januar 2018 fand in Derik, gelegen in Nord-Syrien/ Rojava, die erste Jineoloji-Konferenz in der Region statt. Zweihundert Delegierte aus allen in der Region vertretenen sozialen, ethnischen und religiösen Gruppen – Kurdinnen, Araberinnen, Turkmeninnen, Armenierinnen, Assyrerinnen, Syrerinnen sowie Muslimas, Ezidinnen, Alevitinnen, Christinnen und Frauen aller Generationen nahmen an der Konferenz teil.  Hiermit war die Konferenz zugleich Ausdruck des Prinzips der “Demokratischen Nation”. Dies bedeutet die gleichwertige Teilnahme aller Personen und Gruppen an dem selbstverwalteten, basis-demokratischen System unter Berücksichtigung der Unterschiede in dem Sinne, dass die eigene Kultur und Sprache jeder Gruppe bewahrt und somit unter dem Grundsatz “Vielfalt ist Reichtum” ein freies Zusammenleben erreicht wird. Auch Internationalistinnen aus Deutschland, Italien, Frankreich, England, Katalonien, Russland und Indonesien nahmen an der Konferenz teil.

 

Die Teilnehmerinnen waren aus allen Teilen der Ende 2017 gegründeten Konföderation Nord-Syriens sowie den neu von den Demokratischen Kräften Syriens (SDF) befreiten Gebieten Minbij, Rakka und Tabqa sowie Derazorê, angereist, wo weiterhin der Befreiungs-Krieg gegen den IS (Daesh) andauert. Auch aus dem Kanton Afrin, den der türkische Präsident Erdogan als Hauptangriffsziel erklärt hat, waren Frauen angereist. Sie beharren darauf, dass trotz des drohenden Krieges die Aufbauarbeiten für eine befreite Gesellschaft weitergehen müssen. Mit dieser Entschlossenheit kehrten sie nach Afrin zurück.

Wenige Tage später machte der türkische Staat seine Drohungen wahr. Seit dem 20. Januar 2018 ist ein weitumfassender Krieg um Afrin ausgebrochen, der Auswirkungen in ganz Rojava zeigt. In diesem Krieg sind die Menschen Rojavas jetzt schon die moralischen Sieger. Denn sie wissen, wofür sie kämpfen und dazu trägt auch die Jineoloji einen entscheidenden Teil bei.

In dieser Atmosphäre kamen Frauen aus verschiedenen Hintergründen zusammen, um sich gegenseitig und in ihrem gemeinsamen Kampf zu stärken. Sie alle kamen zu Wort und äußerten Lob, Kritik und Vorschläge für die Arbeit und Organisierung der Jineoloji.

 

Aber was ist Jineoloji eigentlich? Und warum erregt sie ein so großes Interesse in der Gesellschaft und insbesondere unter den Frauen?

 

Jineoloji – eine alternative Wissenschaft der Frauen - ist im Rahmen des Freiheitskampfes in Kurdistan und der Revolution in Rojava als Teil der Frauenbewegung entstanden. Sie befindet sich in einem lebhaften Austausch mit der Revolution, von der sie lernt und der sie gleichzeitig auch neue Perspektiven gibt. Jedoch bleibt Jineoloji keinesfalls innerhalb der Grenzen Rojavas, sondern bildet die zurzeit vielleicht bedeutendste wissenschaftliche Perspektive für gesellschaftlichen Wandel und den Kampf für Freiheit weltweit. Im Gegensatz zum Feminismus, den sie als Erbe und Teil von sich versteht, versteht sich die Jineoloji als weiter gefächert, da sie sich nicht nur auf die Frau an sich konzentriert, sondern stattdessen aus weiblicher Sicht die Gesellschaft, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft betrachtet. In diesem Sinne erforscht sie sowohl die Natur der Frau als auch die des Mannes und nimmt sich auf dieser Grundlage zum Ziel, ein Zusammenleben der menschlichen Gesellschaften und der Natur auf der Grundlage der Freiheit zu verwirklichen.

 

Jineoloji als Konzept wurde erstmals im Jahre 2008 durch die ideologische Leitfigur und den Repräsentanten des kurdischen Volkes und des Kampfes für eine demokratische, ökologische und geschlechterbefreite Gesellschaft weltweit, Abdullah Öcalan, in seiner dritten Verteidigungsschrift “Soziologie der Freiheit” (1), zur Sprache gebracht. Er hinterfragt die Rolle der Wissenschaft als subtile Ideologie der Herrschaft und Unterdrückung, die den Grundstein des vorherrschenden Systems, der “Kapitalistische Moderne” bildet. 

Die Wissenschaften, insbesondere die Soziologie, entfernen sich von der Gesellschaft und stellen sich stattdessen in den Dienst der Herrschenden. Anders sind Phänomene wie die Atombombe nicht erklärbar. Gleichzeitig wird unter dem Vorwand der Neutralität die Wahrheit verschleiert.

Des Weiteren werden die vorherrschenden Wissenschaften als “positivistisch” kritisiert. Das heißt, dass sie sich nur mit der messbaren Welt beschäftigen und alles andere strikt ablehnen. Dabei wurde dieser Charakter der Wissenschaft bereits vor rund 100 Jahren in seinen Grundfesten erschüttert. Spätestens seit dem Aufkommen der Relativitätstheorie wurde die Unbeständigkeit messbarer Werte belegt. Und mit der Quantentheorie wurde auf der Grundlage des Wissens, dass Licht zur gleichen Zeit sowohl Teilchen als auch Welle sein kann, erkannt, dass eine natürliche Vielseitigkeit besteht. Außerdem wurde durch das Verstehen der wechselseitigen Beziehung zwischen Beobachter*in und Zu-Beobachtendem die Verbundenheit und Lebendigkeit aller Dinge von Neuem entdeckt.

Die Welt besteht nicht nur aus sicht- und messbaren Phänomenen. Sie ist kein Objekt, das es zu erforschen und zu erobern gilt. Eine wahre Wissenschaft muss sich sowohl mit der materiellen als auch mit der geistigen Welt beschäftigen, die Trennung von Subjekt und Objekt sowie die Zerstückelung der Forschungsgebiete überwinden und vollständig in den Dienste der Gesellschaft treten. Die Wissenschaft muss in erster Linie ethisch sein und Erkenntnisse hervorbringen, die der gesellschaftlichen Befreiung dienen. All diesen Aufgaben soll die Jineoloji als neue Wissenschaft gerecht werden.

 

Aber dabei sind wir noch nicht auf den Kern-, Dreh- und Angelpunkt der Jineoloji eingegangen: Denn die Jineoloji ist die Wissenschaft der Frau und des auf Freiheit basierenden Zusammenlebens. Das wird in der Namensgebung bereits deutlich: “Jin” ist kurdisch und bedeutet Frau und Leben, “loji” kommt von dem griechischen “logos” und bedeutet so viel wie Wort, Grund, Vernunft oder sinngemäß auch Wissenschaft.

Die Jineoloji stützt sich auf Wissen und Interpretationen über die Kultur der Mutter-Göttinnen, die ihren Ursprung in der Zeit des Neolithikums hat. Ausgehend von der zentralen Rolle, die Frauen im sozialen Leben spielten, vollzog sich damals eine erste Revolution der Frau. Diese ging einher mit dem Entwickeln von Sprache, Ackerbau, Domestizierung von Tieren und Werkzeugen wie der Handmühle oder der Sichel, sowie dem damit verbundenen Bilden von ersten Siedlungen und Dorfgemeinschaften im Gebiet des Tauros-Zagros-Gebirges. Bisher gibt es keinerlei Hinweise darauf, dass es zu dieser Zeit größere Auseinandersetzungen, Kriege oder Herrschaftsverhältnisse gegeben hätte. Vielmehr scheint diese Gesellschaft unter weiblicher Koordination eine Quelle von Gerechtigkeit, Gemeinschaftlichkeit und Kreativität gewesen zu sein.

Als erste Kontra-Revolution kann der durch die sumerische Mythologie mit dem allmählichen Verschwinden der weiblichen Mutter-Göttinnen und dem Auftauchen männlicher Götter belegte Sturz der Frau bezeichnet werden. Archäologische Funde der ersten von Menschenhand zerstörten Städte, wie z.B. Hamoukar aus der Zeit von ca. 3.500 v. Chr. (2), als Beweise erster Kriege liefern uns den Beleg für fundamentale gesellschaftliche Veränderungen. Von dieser Zeit an bis heute bildet die Zivilisation der Herrschaft und Unterdrückung auf der Grundlage männlicher Dominanz das vorherrschende System. Aber das bedeutet nicht, dass die Kultur der Mutter-Göttinnen vollständig verschwunden wäre. Sie fließt weiterhin in den rebellischen und sich nach Freiheit sehnenden Adern der Gesellschaft. 

 

In diesem Sinne hat sich Jineoloji der Aufgabe verschrieben, die Geschichte, die stets aus der Feder der männlichen Machthaber geschrieben wurde, neu zu bewerten, die Adern der Rebellion und der natürlichen, kommunalen Gesellschaft aufzuspüren und mit neuem Leben zu füllen. Auf dieser Grundlage kann dann ein neues Verständnis von Soziologie entwickelt werden. Angestrebt wird eine Soziologie, die sich möglichst nah an der gesellschaftlichen Wahrheit befindet und die das wissenschaftliche Fundament des Freiheitskampfes stärkt, der durch die Befreiung der Frau die gesamte Gesellschaft befreien wird.

 

Die theoretischen und praktischen Arbeiten zu Jineoloji haben im Jahre 2012 in den Bergen Kurdistans begonnen und wurden unter Aufnahme dieses Konzeptes von der Frauenbewegung in Rojava seit 2014 in ein konkretes System umgesetzt. Im Rahmen der Konferenz in Derik wurden nun die Arbeiten der letzten Jahre vorgestellt, bewertet, sowie Perspektiven und Pläne für die Zukunft entwickelt.

 

Die Jineoloji-Strukturen in der Konföderation Nord-Syriens bestehen inzwischen aus Forschungszentren in Afrin, Minbij und Derik, deren Forschungskomitees sowie Repräsentantinnen der Jineoloji in verschiedenen Organisationen, Institutionen und gesellschaftlichen Bereichen. Es wurden weitgefächerte Bildungsarbeiten durchgeführt, sowohl in Akademien als auch in Form von Seminaren, um das Konzept der Jineoloji in der Gesellschaft zu verbreiten. An vielen Schulen wurde bereits Jineoloji als Unterrichtsfach von der 10. bis zur 12. Klasse in den Lehrplan aufgenommen und im letzten Jahr öffnete die Jineoloji-Fakultät an der Rojava-Universität ihre Pforten. Auch in Zeitschriften, Radio- und Fernsehprogrammen wurde Jineoloji als ein Schwerpunkt aufgenommen. Des Weiteren wurde mit dem Aufbau des Frauendorfes “Jinwar” begonnen, in dem durch Kommunalität und weitest möglicher Selbstversorgung ein selbstbestimmtes Leben aufgebaut wird.

 

Einen Hauptteil der Konferenz bildete die Vorstellung der Ergebnisse von Forschungsarbeiten, die im vergangenen Jahr in Nord-Syrien/ Rojava bezüglich der Soziologie und Geschichte der Frauen und der Gesellschaft durchgeführt wurden. Die wichtigste Quelle dabei war das soziale Gedächtnis. Mit Hilfe von Hunderten von Interviews in den Kantonen Afrin, Kobane und Cizire wurde versucht, Gemeinsamkeiten und Unterschiede in dem Leben der Frauen festzustellen. Auch das Besichtigen historischer Orte und archäologischer Fundplätze war ein wichtiger Bestandteil. Auf diese Weise wurden Materialien zu der Geschichte der Frauen in Nord-Syrien, zu dem Grund für den historischen Niedergang der frauenzentrierten Gesellschaft und der Unterdrückung der Frau, zur Realität der Frau in allen Kulturen, Ethnien und Religionen Nord-Syriens sowie zu den Auswirkungen der Revolution auf das Leben der Frauen und der Gesellschaft zusammengetragen. Hierbei wurden Errungenschaften und Veränderungen genauso bewertet wie auch gesellschaftliche Probleme, die noch immer fortbestehen, die es zu verstehen und zu lösen gilt.

Die Teilnehmerinnen der Konferenz bewiesen, dass in jeder Frau eine Jineolojikerin steckt. Beispielsweise berichtete eine Frau aus dem Dorf Hiwa in der Nähe von Qamishlo, dass vor einigen Jahren in ihrem Dorf noch immer anstelle von Geld vorrangig Tauschwirtschaft betrieben wurde. Mädchen, Jungen, Frauen und Männer des Dorfes hätten sich versammelt und gemeinsam bis spät in die Nacht Lieder gesungen und getanzt. In diesen Beschreibungen findet sich eine ganz andere, kommunale Realität fern von Profitgier, Macht und Unterdrückung wieder, die sich im Widerspruch zur “offiziellen” Soziologie befindet.

Eine andere Teilnehmerin verglich die Situation vor der Revolution mit heute und erzählte: “Noch vor einigen Jahren wäre es niemals denkbar gewesen, in der eigenen Sprache lesen oder schreiben zu lernen. Aber heute gehen meine Kinder alle zur Schule und bringen auch mir das Lesen und Schreiben auf Kurdisch bei. Vorher war es außerdem nicht denkbar, dass eine Frau sich ohne die Begleitung eines männlichen Familienmitgliedes frei in der Gesellschaft hätte bewegen können. Und heute haben die Frauen in allen Teilen des sozialen, politischen und wirtschaftlichen Lebens ihre Plätze eingenommen. Besonders der mutige Kampf der Frauen in den Frauenverteidigungseinheiten (YPJ) hat eine große gesellschaftliche Veränderung mit sich gebracht. Ich fühle eine unbeschreibliche Freude und Aufregung dabei, dass heute hier diese große  Zahl an freiheitsliebenden Frauen zusammengekommen ist.”

Die soziologischen Forschungsarbeiten, zu denen auch die Wortmeldungen der Konferenzteilnehmerinnen einen wichtigen Beitrag leisteten, werden noch weiter andauern und anschließend in Buchform veröffentlicht werden.

 

Den Abschlussteil der Konferenz bildete der Beschluss des Projektes zur Gründung einer Jineoloji-Akademie Rojavas, die sich in direkter Verbindung zu den Forschungszentren in den Bereichen Bildung, Geschichte, Ökonomie, Ökologie, Gesundheit, Demografie, Politik, essentielle Verteidigung, Ethik und Ästhetik organisieren wird. Das System der Akademie soll weiterhin durch Presse- und Archivarbeit vervollständigt werden. Das Ziel der Akademie ist die Weiterentwicklung einer reichhaltigen Lebensphilosophie, des sozialen und kommunalen Lebens sowie auch der Kampf gegen die Kapitalistische Moderne. Des Weiteren sollen die sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und militärischen Errungenschaften der Frauen Nord-Syriens/ Rojavas bewertet werden, damit sie auf eine wissenschaftliche Art und Weise noch weiter vertieft und verteidigt werden können. Außerdem soll das Netz der Forschungszentren weiter ausgeweitet werden, insbesondere in Hinblick auf den Kanton Kobane und die neu befreiten Gebiete.

 

In diesem Sinne wurde nach zwei Tagen voller lebendiger Diskussionen, Bewertungen, Kritiken und Anregungen die Konferenz mit neuen Perspektiven und neuer Energie, im Gedenken an die vielen im Kampf für die Revolution und die Verteidigung der Freiheit gefallenen Genoss*innen und dem Versprechen, ihren Kampf weiterzuführen, beendet.

 

 

Fußnoten:

(1) Das Buch ist im Original auf türkisch mit dem Namen “Özgürlük Sosyolojisi” und gibt es auch auf kurdisch (“Sosyolojiya Azadiyê”). Auf deutsch ist es bisher noch nicht erschienen. 

(2) http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/archaeologie-der-erste-krieg-der-menschheit-a-460283.html 

 


Leben schützen! Abtreibung legalisieren! – Für eine feministische Praxis!

 

+ Save the Date + Am 16.Juni mit uns nach Annaberg-Buchholz + Fundis und Rechten den Tag versauen + 

 

Jedes Jahr versammeln sich Gegner*innen von Abtreibungen. Auch in Annaberg-Buchholz wird seit 2010 zu sogenannten “Schweigemärschen für das Leben” mobilisiert. Diese richten sich gegen das Selbstbestimmungsrecht aller Menschen – insbesondere derer, die schwanger werden können.

Das Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen verhindert jedoch keine Abbrüche. Es erschwert lediglich die Umstände für die Betroffenen. Bereits jetzt haben ca. 22 Millionen ungewollt schwangere Personen weltweit keinen sicheren und legalen Zugang zu einen Abbruch. Von ihnen sterben ca. 47.000 jährlich an den Folgen eines Abbruchversuchs. Unzählige weitere leiden unter gesundheitlichen Folgen oder juristischer Verfolgung.

Daher sind Abtreibungsgegner*innen nicht für das Leben. Denn wer das Leben ungewollt schwangerer Menschen schützen will, muss Abtreibungen legalisieren! Diese Legalisierung ist auch in Deutschland nicht erreicht. Im Gegenteil – noch immer stellt der §218 StGB Abtreibungen generell unter Strafe.

Wir kämpfen daher für ein selbstbestimmtes Leben und legale, kostenlose, sichere Möglichkeiten abzutreiben, sowie kostenlose, weltweite Aufklärung und Zugänge zu Verhütungsmitteln.

Erfahrt mehr über uns in unseren Texten der nächsten Monate und kommt am 16. Juni mit uns nach Annaberg-Buchholz! Eine feministische Praxis erkämpfen und leben!

 

Mehr infos:

pro-choice-sachsen.de

twitter: prochoice_SN

fb: prochoicesachsen

 


Paramos juntas, juntas avanzamos (Gemeinsam halten wir an, gemeinsam schreiten wir voran)

 

Übersetzer*in: Anarchistische Gruppe Freiburg



Die feministische Bewegung ruft für den kommenden 8. März zu einem General-, Arbeits-, Pflege-, Student*innen- und Verbraucher*innenstreik auf. Das landesweite Plenum der Confederación Nacional del Trabajo hat einstimmig beschlossen, den Aufruf zum Generalstreik für diesen Tag voll und ganz zu unterstützen.



Wir stehen als Gewerkschaft hinter einer vielfältigen Bewegung, deren kritischer Blickwinkel unsere Ideen beflügelt. Wir tragen den feministischen Kampf in unserer DNA, das ist es, was in den Statuten unserer Organisation steht, und wir sind stolz darauf... Deshalb wollen wir, dass der ganze Protagonismus dort ist, wo er am 8. März sein sollte.



Als Kämpfende, Genossinnen und Genossen, verpflichten wir uns, Seite an Seite für den Erfolg dieses 8. Märzes in jenen feministischen Strukturen zu arbeiten, in denen wir bereits aktiv sind, innerhalb und außerhalb der Gewerkschaft, um mit all unserer Kraft dazu beizutragen, zu zeigen, dass, wenn wir Frauen stillstehen, alles still steht.



Denn wir sind der Meinung, dass der wirtschaftlichen Gewalt von uns weiterhin direkt entgegengetreten werden muss, wie es bereits bei den Pfleger*innen, den Reinigungskräften, den Kellys oder Servicekräften, den Arbeiter*innen von Berskha, Coca-Cola, usw. geschehen ist, und jede einzelne der Frauen, die sagen, dass es nun genug ist, in einem Land, in dem wir weniger verdienen und mehr Prekarität erleiden, als Männer.



Denn wir erkennen den immensen Wert der Fürsorge, der vom wilden Kapitalismus so eifrig ignoriert wird, dass er sie nicht vergütet oder es nur schimpflich schlecht tut. Arbeit, die ebenso lebensnotwendig wie unterbewertet ist und die die Grundlage der Gesellschaft bildet, fällt nach wie vor fast ausschließlich den Frauen zu.



Weil wir glauben, dass sexuelle Gewalt, endlich in Frage gestellt, endlich aus dem Schrank geholt werden muss, dass sie uns in allen Dimensionen des Lebens betrifft und sowohl die intime als auch die öffentliche Freiheit bedroht. Wir streben nach freien Frauen, und in diesem Kampf für die Freiheit müssen wir alle unsere heteropatriarchalen¹ Verhaltensweisen hinterfragen.



Weil wir an die Notwendigkeit glauben, die affektiv-sexuelle Vielfalt² zu verteidigen, in einer Gesellschaft, in der die sexuelle Freiheit es jeder Person erlaubt, mit ihrem Körper, ihrem Geschlecht oder ihrer Sexualität zu tun, was sie will. Unsere Freiheit wächst mit der, der anderen zusammen, weit entfernt von der Heuchelei des liberalen Credos, das die Freiheit zu einer Ware für diejenigen macht, die sie sich leisten können.



Weil wir die Gesellschaft der so notwendigen nicht-weißen Feminismen ("feminismos racializados") begrüßen, von denen wir so viel über unser eigenes Privileg lernen können, die voll und ganz in diese feministische Mobilisierung einsteigen und das schändliche Vorgehen der Festung Europa, den institutionellen Rassismus und die beispiellose Gewalt an den Binnen- und Außengrenzen verurteilen.



Wir wissen, dass es sich dabei nicht um eine Frage der Frauen handelt, sondern um eine Frage der Feminismen: Weil es keine ausgebeutete Frauen ohne Ausbeutende gibt, wir aber eine neue Welt in unseren Herzen tragen, und es gibt in dieser Welt keinen Platz für ein ungerechtes, veraltetes und sterbendes heteropatriarchales System. 

 


Über jegliche Logik erhaben: Jens Störfrieds normativer Anarchismus

Autor: Hyman Roth 

 

Jens Störfried schreibt in seinem Artikel in der Gai Dao # 83, er habe meine Kritik an ihm mit Freude gelesen, aber meine Freude über seine Antwort übertrifft seine sicherlich bei Weitem. Denn Störfried hat sich die Mühe gemacht, in seinem vorherigen Artikel eher angedeutete Fehler auszuformulieren.

 

Dafür, dass Jens Störfried stets auf kritische Distanz zur akademischen Wissenschaft bedacht ist, ist sein Text voll von nichtsbedeutenden Floskeln, die in den heutigen Geisteswissenschaften so beliebt sind. „Paradoxien und Spannungsfelder“, „lebensweltlichen Ansichten“ etc. Doch sein Aufruf alles  zu „reflektieren“ (scheinbar ist diese noble Tätigkeit ein Wert an sich) geht ins Leere, wenn seine ganze Theorie auf unbegründeten Annahmen beruht. „Ich gehe davon aus, dass alle Menschen frei und gleich sind“. Erstens stimmt dies schlicht nicht. Menschen sind von sich aus nicht gleich, weder von Natur aus, noch von ihren Bedürfnissen, Fähigkeiten usw.. Auch in ihren Möglichkeiten, Bedürfnisse zu befriedigen oder Fähigkeiten einzusetzen sind die Menschen alles anderes als frei und gleich. Das weiß auch Jens Störfried. Sonst würde er nicht ein paar Zeilen weiter selber zugeben, dass es sich dabei um seinen WUNSCH handelt, also um ein noch zu verwirklichendes Ziel: „Freiheit und Gleichheit sind vielmehr Werte für mich, die verwirklicht werden, indem wir die Gesellschaft radikal verändern.“ Wenn Menschen frei und gleich wären, müsste mensch es sich nicht als Zweck der Veränderung setzen. Gleichzeitig möchte sich Störfried die Debatte nach der Begründung von politischen Zielen gerne ersparen. Es sind halt „Werte für mich“.  Das ist schon das faktische Ende der Debatte, denn Werte von Einzelnen sollte man achten, so der kritikfeindliche Unterton. Wer Anarchismus nicht für eine Ersatzreligion hält, soll sich mit solchen Floskeln nicht abspeisen lassen und die Frage stellen, ob die Berufung auf „Werte“ (egal ob eigene oder fremde) immer eine Absage an jeglichen Zweifel sind. Der Kampf gegen Herrschaft kann sich nicht mit Berufung auf Werte, Normen, Ethik, Moral, Glaube, Gefühl, Ahnung zufrieden geben. Alle diese „Heiligtümer“ müssen rationeller Prüfung unterzogen werden. Störfrieds Weigerung überhaupt irgendetwas  begründen zu wollen, sondern  immer auf die Ethik (klar, seine eigene) zu verweisen, macht seine Position noch fragwürdiger, als die derjenigen Anarchist*innen, die ihre ethischen Regeln für die Welt immerhin biologistisch abzuleiten versuchen.1

 So eine Begründung bietet zumindest eine Diskussionsgrundlage, während Störfried einfach bei „so passt es mir halt in den Kram“ stehen bleibt. 

 

Der nächste Punkt bei Störfrieds Kritik an Loick, „“Tsyfel“ und schließlich mir (und das sind drei Positionen, zwischen denen Welten legen) ist seine Erkenntnistheorie, die er in einem anderen, neulich erschienen Artikel ausführlich schildert.2

 Für Störfried ist entscheidender Maßstab zur Bewertung von theoretischen Aussagen nicht inwieweit sie etwas über die extramentale Welt, d.h. jenseits des Kopfes der Autoren, aussagen, was stimmt, sondern in welchem Verhältnis die Theoretiker zur irgendwelchen, Störfried sympathisch erscheinenden sozialen Bewegungen stehen (die Unterstellung, Störfried sympathisiere a priori mit allen Bewegungen, einfach weil „was praktisches tun“ ein Wert an sich sei, erspare ich mir jetzt an diese Stelle). Die Frage, welche Bewegungen  warum für die Anarchisten unterstützenswert sein sollen, ist für Störfried kein Gegenstand von theoretischer Reflexion. Einer Erkenntnis, die eben nicht im Rahmen von Protesten und Revolten gewonnen wurde – und zumindest um gewonnene Erkenntnis auszuformulieren ist meist etwas Zeit am Schreibtisch von Vorteil – verweigert sich Störfried grundsätzlich. Ganz schlimm ist es in Störfrieds Sicht,  wenn Leute sich gar nicht erst einer Bewegung anschließen möchten, weil sie theoretischen Differenzen für relevant halten, auf diesen beharren und die Bewegung  deshalb nicht unterstützen  wollen. Aber auch ein Versuch, die eigene Theorie gezielt, systematisch, organisiert innerhalb einer Bewegung zu verbreiten, kann ja nicht in Störfrieds Sinne sein, weil das impliziert die Überzeugung, dass die entsprechend verbreitete Theorie doch etwas mehr sei, als subjektive Meinung, also die Kategorien „wahr“ und „falsch“ zugrunde liegen, von denen er nichts wissen will und sich in dieser „richtigen“ Erkenntnis (!) sehr sicher (!!) ist.  Hierarchien mag Jens Störfried zwar nicht, aber die Theorie ist für ihn schon so etwas wie eine „Dienstmagd der Praxis“, und Erkenntnisse, die beliebte und gelebte Praxis in Zweifel ziehen, sollen an der Nicht-Teilnahme der Erkennenden an eben dieser Praxis blamiert werden. 

 

Gegen alle Hinweise, dass das Denken dadurch zum willkürlich Brei wird, aus welchen Ecken sie auch kommen mögen, ist Störfried immun. Denn darauf hat er eine scheinbar „dialektische“ Antwort gefunden: mensch muss eben mit den Widersprüchen leben! Es lohnt sich, bei diesem Punkt länger stehen zu bleiben, um ein wichtiges und verbreitetes  Missverständnis aufzuklären. Weil es in der Gesellschaft reale Widersprüche gibt, muss die Theorie über die Gesellschaft solche erfassen und benennen. Daraus lässt sich aber nicht schlussfolgern, dass die Theorie dann auch sich selber widersprechen muss, denn so stellt die Theorie einen tatsächlich in der jeweiligen Sache existierenden Widerspruch dar und beinhaltet insofern einen Widerspruch aber eben keinen logischen Fehler.3

 Durch die theoretische Durchdringung sind die Widersprüche in der Gesellschaft natürlich noch nicht aufgehoben und damit müssen auch die Gesellschaftskritiker*innen leben. Es ist jedoch etwas anderes, damit zu leben, dass mit der theoretischen Erkenntnis noch nicht die praktischen Mitteln zur Umsetzung der Kritik zur Verfügung stehen (z.B. Lohnarbeit zu kritisieren und weiterhin darauf angewiesen zu sein, weil ein Baumhaus im Hambacher Forst nicht als verlockende Alternative erscheint), als sich schier nicht darum zu kümmern, wo die eigene Theorie sich selbst widerspricht (z.B. „Nationalismus ist doof, aber in Kurdistan und Katalonien ist es was Besseres, als in Deutschland oder Frankreich“). Die Behauptung, objektive Erkenntnis sei unmöglich, widerspricht sich selbst. Es ist keine „Spannung“ und auch keine „Paradoxie“, sondern schlicht unhaltbar.   

 

Jens Störfried selbst macht auch kein Rätsel daraus, wohin die Reise geht. Sein „antiautoritärer“ Kampf gegen jeglichen Wahrheitsanspruch – so als wären richtiges Wissen und Autorität haben (wollen) ein und dasselbe, würden also notwendig zusammenfallen, was nicht stimmt – ist genau so gemeint, wie es sich liest: Anarchie soll eine Absage an Aufklärung und die Rückkehr zum „ganzheitlichen“ Weltempfinden sein. Wie er in seinem Bekenntnis zum „Holismus“ jenseits des „westlichen Rationalismus“, „wo die Einzelnen ihr Leben als Teil wesentlich größerer Zusammenhänge, schließlich der Welt insgesamt, sehen“. Diesen Eso-Quark meint Störfried, ganz antirassistisch versteht sich, bei den „meisten außereuropäischen Weltverständnissen“ entdeckt zu haben.

 

Der letzte Punkt aus Störfrieds Antwort, auf dem ich eingehen möchte, betrifft Daniel Loick und sein Buch, um das es ursprünglich ging wohl am wenigsten. Ich möchte jedoch darauf eingehen, weil ich es einerseits sympathisch, doch zugleich sinnlos finde: „Zusammendenken und auch Zusammenbringen will ich deswegen immer Kommunismus und Individualismus - sowohl als theoretische Ausgangspunkte, als auch in dem, wie ich lebe“. Kommunismus und Individualismus zusammenbringen zu wollen macht wenig Sinn, weil (empathisch begriffener) Kommunismus ja nichts anderes bedeutet, als einen Zusammenschluss von Menschen zum Nutzen jedes Einzelnen. Es ist keine Dosierungsfrage: wie viel Kollektiv und wie viel Individuum. Der ganze Zweck des Kollektivs ist in diesem Fall das gute Leben für seine Mitglieder und deren individueller Nutzen daher positiv in ihm aufgehoben. Gerade deswegen (und nur wenn es wirklich so läuft) braucht der Kommunismus keinen Staat, weil der allgemein existierende gesellschaftliche Zweck – die Bedürfnisbefriedigung – nicht wie in herrschaftlich organisierten Gesellschaften im Gegensatz zum Individualinteresse steht. Durch die Planung einer Produktion, die aus der aufgeteilten Arbeit ein Mittel zunehmender Bedürfnisbefriedigung macht, soll die Herrschaft über die Menschen überflüssig gemacht werden. 

 

Wie Jens Störfried Kommunismus im Hier und Jetzt vorlebt, würde mich interessieren. Für Kommunismus braucht mensch schon so eine Kleinigkeit, wie den Zugriff auf die Produktionsmittel der Gesellschaft. Also nicht auf Nähmaschinen oder Laptops, sondern auf Produktionsstätten in denen so etwas hergestellt wird.  Kollektives Containern oder in WGs zu wohnen mag eine nette Sache sein, Kommunismus ist es definitiv nicht und das ist auch gut so. Kommunismus ist nicht Kollektiv als Selbstzweck. 

 


Feuer und Wut / Fire and Fury in Trumps Zeiten

 

Eine anarchistische Rezension von Michael Wolffs Buch „Fire and Fury: Inside the Trump White House“

Von: Wayne Price / Übersetzung: 

 Fire and Fury von Michael Wolff ist ein begehrtes Buch über Trump und seine Regierung. Es  mag populär sein, weil es sich auf die bizarren persönlichen Eigenheiten von Trump  konzentriert und nicht auf den politischen Kontext und die Kräfte, die zur Präsidentschaft von  Trump geführt haben.

 

Wenn nicht das beste Buch über die verrückte Trump-Regierung, ist dies sicherlich das erfolgreichste. Vielleicht, weil es sich auf die persönlichen Eigenheiten von Donald Trump konzentriert und nicht auf den politischen Kontext, ist es zu einem Top-Bestseller geworden. Es wurde kritisiert, weil der Autor, Michael Wolff, sagt, dass er sich manchmal widersprüchliche Berichte über verschiedene Ereignisse angehört hat, die von den unzuverlässigen Mitgliedern der Verwaltung gegeben wurden, und dann sein eigenes Urteilsvermögen verwendet hat, um diese Berichte in einheitliche Darstellungen zu übernehmen. Während dies uns dazu führen kann, uns zu fragen, wie genau seine Berichte über bestimmte Ereignisse im Weißen Haus sein mögen, gibt es keinen Zweifel daran, dass seine Gesamtbilanz korrekt ist. Es passt sehr gut zu dem, was wir von Trump und seinen Mitarbeiter*innen gesehen haben, die in der Öffentlichkeit, vor Kameras und Zeitungsreporter*innen agiert haben.



Durch seine eigenen Beobachtungen des Präsidenten und durch die Berichte von Trumps Verbündeten, Unterstützer*innen, Familienmitgliedern und Gefolgsleuten zeichnet Wolff ein Bild von dessen Verhalten und Persönlichkeit. Trump ist dünnhäutig und leicht durch Kritik zu verletzen, er will immer gemocht und bewundert zu werden, ist aber unempfindlich gegenüber den Gefühlen, Wünschen und Bedürfnissen anderer. Er ist impulsiv und leicht in Wut zu versetzen. Er ist hochgradig ablenkbar, kann sich über längere Zeit nicht konzentrieren und langweilt sich schnell. Er hat das Bedürfnis, ständig zu gewinnen. Frauen werden von ihm als bloße Sexobjekte oder als Helfer*innen seiner Arbeit gesehen, wenn sie ausreichend unterwürfig sind - aber dann sieht er jede*n als Objekt, nützlich für ihn oder nicht.



Trump weiß sehr wenig und ist im Allgemeinen gleichgültig, einschließlich dem gegenüber, was er wissen sollte, um die Präsidentschaft zu leiten. Er lügt ständig, nicht unbedingt für bestimmte Zwecke, sondern nur um der Sache willen. Allerdings weiß er vielleicht nicht, wann er lügt, da er in einer Fantasiewelt lebt, die er selbst erschaffen hat, einer alternativen Realität, die gegen Fakten immun ist. Die meisten Menschen um ihn herum halten ihn für dumm (obwohl es schwer zu sagen ist, ob dies auf eine begrenzte Intelligenz oder auf eine seiner Persönlichkeit zugrunde liegenden Abneigung gegen das Denken zurückzuführen ist - oder beides). „Trump hat nie gelesen. Er hat sogar nichts überflogen... Einige glaubten, dass er nicht mehr als halbwegs gebildet war... Einige hielten ihn für einen Legastheniker... Er hörte nicht zu. Er zog es vor, derjenige zu sein, der spricht." (113-4) Er entwickelt seine Ansichten vor allem durch das Fernsehen der Rechten. 



"Rupert Murdoch [war]... sicher, Trump war ein Scharlatan und ein Dummkopf." (19) "Die Leute, die ihn am besten kannten", betrachteten ihn als "sorglos, launisch, untreu, weit jenseits jeglicher Kontrolle". (223) "...Führungskräfte glaubten, der Präsident habe ein Problem mit der Realität...." (242) Rex Tillerson, der Außenminister, nannte Trump "einen verdammten Schwachkopf". Der Finanzminister Steve Mnuchin betrachtete ihn als einen "Idioten". H.R. McMaster nannte ihn einen "Trottel ". (304) Alle leitenden Mitarbeiter*innen belächelten Trumps Intelligenz, offen oder versteckt. "Jeder... kämpfte, um die ganz offenkundige Tatsache auszudrücken, dass der Präsident nicht genug wusste, nicht wusste, was er nicht wusste, sich nicht besonders sorgte, und obendrein war er zuversichtlich, wenn nicht sogar gelassen in seinen unbestrittenen Gewissheiten". (304) "...Mitarbeiter*innen [waren] besorgt darüber, dass seine (nie übermäßig große) Fähigkeit, an einer Sache dran zu bleiben, deutlich zurückgegangen war...." (309)



Diese beobachtbaren Merkmale haben dazu geführt, dass einige psychiatrische Fachkräfte - und andere Personen, die ein psychiatrisches Handbuch in die Hand nehmen konnten - Trump mit verschiedenen Persönlichkeitsstörungen diagnostizieren, obwohl sie ihn nicht persönlich untersucht haben. Ich werde das nicht tun, gerade weil ich ein lizenzierter Psychologe bin (obwohl ich gerne seine Antworten im Rorschachtest sehen würde). Sein öffentlich beobachtetes Verhalten ist erschreckend genug für uns, um zu sagen, dass er nicht im Amt sein sollte. Trump hat auf diese Berichte mit der Behauptung geantwortet, er sei wirklich "ein solides Genie".

 

Wolff konzentriert sich fast ausschließlich auf diese persönlichen Eigenschaften von Trump und seiner Umgebung. Auch die anderen sind mehr oder weniger verrückt im Verhalten, die Behörden sind voll von Verrückten, Clowns, ignoranten Personen, Rechtsideolog*innen und anderen seltsamen Menschen. „Nur wenige in den spärlichen Reihen des inneren Kreises von Trump… hatten fast alle relevanten beruflichen Erfahrung. Niemand hatte einen politischen Hintergrund. Niemand hatte politisches Hintergrundwissen." (25) Sie sind stolz darauf, gesünder und klüger als Trump zu sein, aber sie können ihn nicht davon abhalten, sich an bizarren und selbstzerstörerischen Verhaltensweisen zu beteiligen. 



Neben dem persönlichen Verhalten betrachtet Wolff auch die internen Spannungen unter den Trump-Höflingen. Er beobachtete drei Hauptfraktionen: (1) Familienmitglieder, vor allem Schwiegersohn Jared Kushner und Tochter Ivanka Trump, die er eigenartigerweise als New Yorker "liberale Demokraten" bezeichnet; (2) etablierte Republikaner*innen, die damals von Reince Priebus vertreten wurden und jetzt entlassen wurden. Weiter kommt Druck von den Republikaner*innen, die im Repräsentantenhaus und im Senat das Sagen haben; (3) Steve Bannon, der den extremen Nationalisten, Nativisten (1), Rechtsradikalen widerspiegelt. Bannon ist auch entlassen worden, und seit dieses Buch herauskam (mit Bannons Kritik an Trump und seinen Familienmitgliedern), hat er viel von seinem Einfluss verloren - zumindest vorläufig. Aber andere führen das Werk fort, wie beispielsweise Steven Miller, der Trump ermutigt, an seiner schlimmsten Anti-Immigrant*innen-Politik festzuhalten. Es gibt auch den andauernden Einfluss der ultrarechten Mercers, Vater und Tochter, die als "schwierige, ja sogar soziopathische, reiche Leute" bezeichnet werden, die ihre Ziele auf Trump und sein Gefolge ausrichten. (177)



Darüber hinaus gibt es wenig Aufmerksamkeit für die Politik und den politischen Kontext. Diese ergeben sich nur im Zusammenhang mit den persönlichen Eigenheiten oder Cliquenkonflikten im Weißen Haus. So wird beispielsweise die Entscheidung von Trump, sich aus dem internationalen Klimavertrag zurückzuziehen, als Sieg für Bannon und Niederlage für Ivanka und nicht als Angriff auf das Weltklima diskutiert. Trumps Fortsetzung des Krieges in Afghanistan wird in Bezug auf seine Zurückhaltung bei der Entscheidungsfindung und die Unterschiede zwischen dem Wunsch der Generäle, den Krieg auszuweiten, und Bannons isolationistischem Wunsch, sich zurückzuziehen, betrachtet. 

 

Wolff spielt die Frage der russischen Komplizenschaft herunter und betrachtet Trumps unpassende Reaktionen. Er mutmaßt, dass Trumps Widerstand gegen die Untersuchung hauptsächlich mit der Befürchtung zu tun hat, dass er verschiedene illegale finanzielle Betrügereien der Familienunternehmen aufdecken würde (was sicherlich ein Aspekt der Reaktion von Trump sein könnte). Trump ist "aus dem Immobiliengeschäft herausgekommen; ....auf der Grundlage einer erheblichen Verschuldung... dies ist oft... eine bevorzugte Tauschwährung für problematische Geldwäsche...". (17) "...Wenn das Aufdecken anfinge, würde es wahrscheinlich zu den schmutzigen Geschäften mit Trump (und Kushner) führen." (102) 



Allerdings bezeichnet Wolff die inzwischen berüchtigte Begegnung von Trumps Leuten mit russischen Agent*innen als "eine der absurdesten Begegnungen in der modernen Politik" (253) und als "blödsinniges Treffen". (254) Er zitiert Bannon in Bezug auf die Versammlung als "verräterisch oder unpatriotisch". (255) Wolff drückt die Gewissheit aus, dass Donald Jr. seinem Vater davon erzählt hätte.



Vieles von dem, was Wolff beschreibt, ist zwar nicht ganz neu, aber dennoch faszinierend. Es ist jedoch schwach als Orientierung für das Verständnis der politischen Situation. Während Wolff eine Art Liberaler sein mag, gibt es in dem Buch nichts, was ein "Never Trump"-Republikaner nicht akzeptieren würde. Wolff bezeichnet die Mainstream-Medien immer wieder als "liberale Medien". Er akzeptiert die rechte Ansicht, dass die meisten Zeitungen und Fernsehnachrichtenprogramme "liberal" sind, linke Versionen von Fox News und rechte Radio-Talkshows. Wenn wir tatsächlich die Ansichten von wirklich liberalen Zeitschriften (The Nation, Mother Jones, etc.) mit den meisten Presse- und TV-Nachrichten vergleichen, dann fällt der Mainstream zumindest Mitte rechts aus. (Die Ausnahme sind die leicht liberalen MSNBC-Abendshows von Rachel Maddow und anderen. Noam Chomsky hat die prokapitalistische, pro-imperialistische und mediale Voreingenommenheit der Medien aufgezeigt, und daran hat sich nichts geändert. Allerdings ist Trump so bizarr in seinem Verhalten und so weit rechts, dass die Medien nicht über ihn berichten können, ohne feindselig zu wirken. Wie gesagt, "Die Realität hat eine linke Ausrichtung."



Trumpismus ist Republikanismus



Ein großer Teil der Politik und des Verhaltens von Präsident Trump ist eigenwillig, spezifisch für ihn. Seine konstante Lügerei, Prahlerei, falsche Behauptungen und andere Eigenheiten, hätten sich nicht gezeigt, wenn andere Republikaner*innen gewählt worden wären - wie Mitt Romney, Jeb Bush oder sogar Mike Pence -, seine Abneigung, Nazis zu kritisieren, ist keine typische republikanische Haltung. (Die herrschende Klasse der USA ist nicht bereit für den Faschismus.) Das ganze russische Schlamassel wäre mit keinem*keiner anderen Politiker*in aufgetaucht. Es gibt Teile der US-Kapitalistenklasse, die sich für bessere Beziehungen zu Russland einsetzen (vertreten durch Tillerson, den ehemaligen Chef von Exxon). Aber selbst diese hätten die russische Einmischung in die US-Wahl nicht so verleugnet. Auch die Mehrheit der US-Kapitalistenklasse befürwortet mehr "Freihandelsabkommen" mit anderen Ländern und eine flexiblere Einwanderungspolitik; sie wollen von billigen Arbeitskräften profitieren. In diesen Punkten waren sie (und ihre angestellten Politiker*innen) mit Donald Trump uneins.



Dennoch ist der Trumpismus in vielerlei Hinsicht ein Symptom der Haltung von Republikaner*innen und Demokrat*innen auf ernsthafte Probleme in den USA und der Weltgesellschaft. Diese haben zu einem drastischen Rechtsruck geführt, zu Angriffen auf die Arbeiterklasse. Es gibt wirtschaftliche Stagnation, zunehmende Ungleichheit und Druck auf die Realgewinne (im Gegensatz zu Finanzspekulation und Überbewertung von Aktien und Anleihen). 



Im Grunde genommen ist der Trumpismus eine Erweiterung des modernen Republikanismus. Die Republikanische Partei ist die Spitze des Angriffs auf die Arbeiterklasse und die Umwelt. Dies war recht klar, als praktisch alle republikanischen Politiker*innen die unpopuläre Trump-Steuersenkung für die sehr Reichen unterstützten. Es ist auch dann offensichtlich, wenn fast alle republikanischen Repräsentant*innen und Senator*innen auf die Verteidigung von Trump gegen die Untersuchung des Justizministeriums den Wetteinsatz verdoppelt haben. Sie greifen die Ermittler*innen an und versuchen, die Öffentlichkeit von der Sache abzulenken. 



Große Kapitalist*innen hatten Trump bei der Wahl nicht unterstützt und Clinton vorgezogen. Aber mit seiner Wahl gab es "ein überraschendes und plötzliches Geschäft und eine Verbundenheit der Wall Street mit Trump....Ein regulierungsfeindliches Weißes Haus und das Versprechen einer Steuerreform überwogen die Aussicht auf störendes Twittern und andere Formen des Trump-Chaos....". (87) (Beachte, dass Wolff den betriebswirtschaftlichen Begriff "Steuerreform" anstelle der exakten "großen Steuersenkungen für die Reichen" verwendet.) 



Einige Teile von Trumps populärer Basis sind ernüchtert. Umfragen haben jedoch gezeigt, dass die Mehrheit der republikanischen Partei Trump immer noch unterstützt. (Für die allgemeine Öffentlichkeit ist er der unbeliebteste Präsident des ersten Jahres in der Geschichte des Wahlverfahrens. Die Republikaner*innen haben einen Teil der Bevölkerung belogen (weiße Mittelschicht und obere Arbeiterklasse, vor allem Männer, in den Vororten und ländlichen Gebieten). Diese Menschen haben auf reale Missstände von wachsender Armut und Ungleichheit, De-Industrialisierung, Arbeitsplatzverlust, Abbau von gewerkschaftlicher Organisierung und ländlichen Stillstand reagiert - aber meist mit falscher und irreführender Politik, indem sie aufgefordert wurden, Afroamerikaner*innen, Immigrant*innen, Muslime, Mexikaner*innen, Umweltschützer*innen, Feminist*innen und die "liberale Elite" zu beschuldigen. Die Republikaner*innen haben diese Leute bis zu einem nihilistischen Rausch der Verzweiflung gepeitscht. Dann war die republikanische Führung überrascht, als diese aufgehetzte Masse nicht ihrer Führung folgte, sondern stattdessen (in den Vorwahlen und in den allgemeinen Wahlen) für die unqualifizierteste verfügbare Person stimmte, da sie sagte, was sie glaubten. Jedoch wurden viele andere Trumpwähler nicht von seinem offenkundigen Rassismus und Nativismus angezogen, sondern stimmten eher für ihn, um eine Veränderung herbeizuführen und wegen einer Abneigung gegen die demokratische Kandidatin. Aber auch diese hatte nichts gegen Trumps Rassismus einzuwenden, nicht genug, um die Leute davon abzuhalten, ihn zu wählen. 



Obwohl sich die moderne republikanische Partei, wie auch Trump selbst, weit nach rechts bewegen, sind weder die Partei noch er faschistisch. Weder Trump noch die Parteiführung werden alle anderen politischen Parteien verbieten, die Zeitungsredaktionen schließen, Wahlen absagen oder  Trump zum lebenslangen Präsidenten erklären. Wenn das System immer repressiver erscheint, dann ist es das, was wir in der begrenzten Demokratie des Kapitalismus haben. Doch Trump hat den wirklichen Faschist*innen die Tür geöffnet, indem er ihnen ein wenig Seriosität gegeben hat. Nach dem Charlottesville-Marsch von Nazis und Klansleuten „wurde die Anteilnahme des Präsidenten missverstanden. Wie einfach und naheliegend es auch war, weiße Rassist*innen zu verurteilen... er wehrte sich instinktiv dagegen... und er blieb weiterhin stur darin, sie zu verurteilen." (293-4)



Die weniger „bösen“ Demokrat*innen



Wenn die Republikaner*innen Trumps „Gehilf*innen" waren, wie Paul Krugman vorgeschlagen hat, dann waren die Demokrat*innenen „Gehilf*innen". Nach acht Jahren Barrack Obamas Präsidentschaft gab es mehr Ungleichheit als je zuvor und eine anhaltende De-Industrialisierung in weiten Teilen der USA. Dies geschah, obwohl sich die Wirtschaft in einer langen, langsamen und flachen „Erholung" von der großen Rezession befand, die jetzt andauert und bis zum nächsten Crash andauern wird. Ein nicht sehr guter Krankenversicherungsplan wurde verabschiedet. Mehr Immigrant*innen wurden abgeschoben als je zuvor. Die Klimakatastrophe wurde in Worte gefasst, aber es wurde nur ein untaugliches Minimum getan. Die Kriege wurden fortgesetzt und im Ausland ausgeweitet. 



Das Zweiparteiensystem fördert einen bestimmte Typ von unmoralischen Taktiker*innen, für die politische Programme weniger Ziele sind, als vielmehr Mittel zum persönlichen Erfolg. „Ein enger Freund Trumps, der auch ein guter Freund Bill Clintons war, fand, dass sie sich auf unheimliche Weise ähnelten - außer, dass Clinton im Gegensatz zu Trump eine seriöse Fassade zu 

bieten hatte.“ (23) 



Die Demokrat*innen hatten die größte Alles-wie-gehabt-Figur, Hillary Rodham Clinton. Sie und ihr Mann Bill waren in den Jahren ihres „öffentlichen Dienstes" reich geworden. Sie erhielt viel Geld dafür, dass sie auf Versammlungen der größten Kapitalist*innen sprach. Sie galt als das hemmungsloseste Mitglied der Obama-Regierung. (Es gab auch schlechte Gründe dafür, sie nicht zu mögen, einschließlich reiner Frauenfeindlichkeit und die Art und Weise, wie bezüglich ihrer E-Mails ein Elefant aus einer Mücke gemacht wurde.) Die einzigen Gründe, sie zu wählen, waren das Brechen der geschlechtsspezifischen Präsidentenglasdecke und dass sie nicht Trump war. Das waren Gründe genug für sie, eine knappe Mehrheit der Volksabstimmung zu gewinnen, aber dann im archaischen Wahlmännerkollegium zu verlieren. 



Jahrelang hatten sich die Demokrat*innen bewusst von den Gewerkschaften und der Arbeiterklasse abgewandt, um sich an die professionell geführte Mittel- und Oberschicht zu wenden. Thomas Frank hatte davor gewarnt, dass dies Wahl- und politische Kosten verursachen würde (Price 2016a). In diesem Fall haben viele weiße Arbeiter*innen und ihre Familien, die für Obama gestimmt hatten, jetzt für Trump gestimmt. Viele andere blieben zu Hause. (Etwas weniger als die Hälfte der Wahlberechtigten stimmten nicht ab.) Mittlerweile waren weite Teile der Afroamerikaner*innen unzufrieden; sie würden nicht für Trump stimmen, aber wiederum blieben viele, die für Obama gestimmt hatten, zu Hause. Latinos wussten, dass Trump gegen sie war, aber sie wussten auch, dass "die Obama-Administration ziemlich aggressiv bei der Abschiebung illegaler Ausländer war". (63) Viele Latinos saßen es auch dieses Mal aus. 



Jahrelang hatten sich die Liberalen gegen das größere politische Übel gewehrt, indem sie das kleinere Übel unterstützten. Manchmal gewannen sie und manchmal verloren sie, aber insgesamt wurde das größere Übel immer schlimmer, und das kleinere Übel auch. Das heißt, die Republikanische Partei wurde vollständig der rechtsextremen Ideologie verpflichtet, während die Demokratische Partei dorthin zog, wo früher die "gemäßigten Republikaner" waren. (Zum Beispiel befürworteten sie für ein Gesundheitsfürsorgeprogramm nicht den liberalen "single-payer"-Ansatz, sondern übernahmen das Programm, das von Mitt Romney entwickelt wurde, als er Gouverneur von Massachusetts war.). Kurz gesagt, die Politik des " kleineren Übels " hat nicht funktioniert.



Der liberale Warren-Sanders-Flügel der Demokrat*innen hat keine Macht. Er dient als Lockvogel, um junge Menschen, Arbeiter*innen, Progressive, Afroamerikaner*innen, Feminist*innen, Umweltschützer*innen usw. in eine Partei einzubinden, die in Wirklichkeit von Unternehmenspolitiker*innen wie den Clintons regiert wird. Liberaldemokrat*innenen und die MSNBC-Gesprächsführer*innen konzentrieren sich gerne auf die Frage der Beziehungen von Trump zu Russland und seine Bemühungen, diese zu vertuschen. Dies ist zwar ein echtes Problem, aber es hat auch den Effekt, dass es von solchen US-Angelegenheiten wie Ungleichheit, Klimawandel oder der Gefahr eines Atomkrieges ablenkt. Es lässt die Demokrat*innen patriotisch und stolz chauvinistisch aussehen. Sie lässt die Liberalen in patriotischer Heuchelei schwelgen. Der imperialistische US-Staat intervenierte bei 81 nationalen Wahlen und unterstützte etwa 36 versuchte Militärputsche, von 1946 bis 2000. (McCoy 2017) Wer sind die USA, um ausländische Interventionen bei Wahlen zu verurteilen? 



Die Republikaner*innen können ihrer Basis, der Mittelklasse, einheizen. Obwohl diese Leute immer mehr werden und Trump wählen, bedrohen sie das System nicht. Aber die Demokrat*innen konnten ihre historische Basis von Arbeiter*innenn und People of Color nie entflammen. Die Forderungen der Arbeiterklasse und der Unterdrückten nach einem besseren Lebensstandard und mehr öffentlichen Diensten bedrohen unmittelbar die Profite der Unternehmensreichen. Ihre Forderungen, die bis zum Äußersten getrieben werden, bedrohen die eigentliche Basis des Kapitalismus. Deshalb beschweren sich Liberale ständig darüber, dass die Demokrat*innen den konservativen Republikaner*innen nicht standhalten, und darüber, dass die Demokrat*innen sich zugunsten der professionellen Mittelschicht so bereitwillig von der Arbeiterklasse, den Armen und den People of Color abwenden.

Laut Wolff hätten Trump und seine Mitstreiter*innen nie damit gerechnet, gewählt zu werden; er erwartete, seine "Marke" zu verbessern, während er sich darauf vorbereitete, zu behaupten, er sei betrogen worden. Mit der Wahl dieses zufälligen Präsidenten ist hier eine erhebliche Zunahme der Kämpfe und Bewegungen der Bevölkerung zu verzeichnen. (Price 2016b) Dazu gehören die Gründung von Tausenden von lokalen Anti-Trump-Clubs, riesige Massendemonstrationen und lokale Demonstrationen bei "Rathaus"-Treffen und auf Flughäfen. Zu diesem Zeitpunkt wurde der größte Teil der Bewegung in Wahlaktivitäten gelenkt, wobei mehr Demokrat*innen, insbesondere Frauen, gewählt wurden. Wahrscheinlich war das vorerst unvermeidlich, aber es ist eine Sackgasse. Es muss einen radikalen, libertär-sozialistischen Flügel der Anti-Trump-Bewegung geben, der die Demokrat*innen zugunsten einer unabhängigen, massenhaften, direkten Aktion ablehnt. 



Viele Liberale und Demokrat*innen warten nur darauf, dass Trump verschwindet (durch das Verlieren der nächsten Präsidentschaftswahl oder sogar durch Amtsenthebung). Sie glauben, dass die bösen Zeiten vorbei und die Dinge wieder "normal" sein werden. Es ist wahr, dass die Eigenheiten von Trumps Verhalten vorbei sein werden. Aber die verrückte rechte Politik der Republikaner*innen wird weitergehen. Die wischiwaschi- aber konzernfreundliche kapitalistische Politik der Demokrat*innen wird weitergehen. Und der zugrunde liegende wirtschaftliche Verfall, die Stagnation und die ökologische Katastrophe werden weitergehen. Das System wird seine Angriffe auf die Arbeiterklasse und die Umwelt und, durch Kriege, auf Menschen auf der ganzen Welt ausweiten. Auf keinen Teil des politischen oder wirtschaftlichen Systems kann man sich verlassen; wie beim Wetter unter den Bedingungen der globalen Erwärmung gibt es eine "neue Normalität". Diejenigen von uns, die an ökologische Vernunft, Freiheit, gegenseitige Hilfe und radikale Demokratie glauben, sollten besser alles in ihrer Macht Stehende tun, um eine Massenbewegung für diese Ziele aufzubauen. 

(1) „nativism“ meint die bevorzugung von in den usa geborener gegenüber immigtant*innen. ein „nativist“ ist also ein*r, der*die dem nativismus anhängt.
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Anarchistische Pädagogik 

 

Das Spannungsfeld zwischen Selbstbestimmung, Erziehung und Bildung ist eine der interessantesten Fragen der Pädagogik. Im Anarchismus gehört Pädagogik seit jeher zu den zentralen Aspekten von Gesellschaftskritik.

Libertäre Pädagogik fordert selbstbestimmte Orte des Lernens ohne Fixierung auf Staat, Kirche, Schule und Familie mit der Praxis ganzheitlicher Interaktionen. Dabei geht der Anarchismus von einer anthropologisch begründeten Fähigkeit des Menschen aus, sich in Freiheit und Gleichheit zu entwickeln und solidarisch zu verhalten.

Anarchismus fordert Freiheit - der Mensch kann aber nur frei sein, wenn es jeder Mensch ist und jede_r in der Lage ist, gemeinschaftlich und individuell frei zu handeln. Ohne eine emanzipierte Gesellschaft wird es keine Anarchie geben und eine emanzipierte Gesellschaft kann nicht ohne Pädagogik entstehen. Emanzipation und Pädagogik bedingen sich gegenseitig. Das bedeutet aber nicht zwangsläufig, dass die Schule für Erziehungswissenschaft der richtige Ort sein muss.

 

In der Zeit der frühsozialistischen Strömungen (vor 1848) wurden die Zu-Erziehenden in deren Pädagogikansätzen beispielsweise von Saint-Simon, Fourier oder Owen als Objekte des pädagogischen Zugriffs gesehen und nicht als autonome Subjekte. Dies basierte auf der Frage, was ich tun muss, damit sie so sind, dass meine Vorstellung einer Gesellschaft durchsetzbar ist. Die Zu-Erziehenden, auch wenn das Ziel deren Befreiung gewesen sein soll, waren somit selbst Betroffene uneingeschränkter Autorität und würden diese wiederum weitergeben.

Liberale Erziehungsansätze gab es zwar schon vor den anarchistischen Strömungen, doch waren diese kaum politisch und zumeist wurden die gesellschaftlichen Umstände ausgeblendet. Libertäre Pädagogik verbindet hingegen ein entschiedenes Bestehen auf der Autonomie des Kindes, eine Vorstellung von Erziehung als Einübung der Freiheit mit einer grundlegenden Skepsis gegenüber der gesellschaftsverändernden Rolle von Erziehung und Bildung. Anarchistische Pädagog_innen betonten schon immer die Reflexion ihres Handelns.

Anhand von vier anarchistischen Theoretikern/Pädagogen möchten wir die historische Entwicklung von anarchistischer Pädagogik darstellen.

William Godwin (1756-1836)

„Let the most oppressed people under heaven once change their mode of thinking and they are free.“ Ein Staat funktioniert nur, weil er anerkannt wird und das Herrschaftsprinzip ist veränderbar bzw. abschaffbar.  

Wie stellte sich Godwin Unterricht vor? Er sah, dass Lernen nur  bei direktem Praxisbezug und einem gleichwertigem Verhältnis von Erziehenden und Zu-Erziehenden gelingen kann. Regeln sollen deswegen gemeinsam beschlossen werden. Die Lehrperson solle respektiert werden, da diese Wissen vermitteln könne und nicht weil sie eine Autorität sei. Sonst entstehe wieder eine Ungleichheit, welche zur Unterdrückung führen könne. Sehr fortschrittlich war auch seine Ansicht, dass es von Geburt an zwar Unterschiede bei den Menschen gäbe, diese sich jedoch nur auf Begabungen auswirken würden. Vervollkommnung ist aus der Vernunft heraus das wichtigste nie erreichbare Ziel eines jeden Menschen und auch jeder Gesellschaft.

Laut Godwin führe „falsche“ Erziehung zum Tyrannen oder eben zum Sklaven. Seine Aussage, dass „der moderne Nationalstaat seine volle Machtpraxis in der Schulpolitik einsetzt“, hat nichts von Aktualität eingebüßt.

Michail Bakunin (1814-1876)

Ziel der Erziehung nach Bakunin sei „Vernunft, Wahrheit, Gerechtigkeit, Achtung des Menschen, Bewusstsein der eigenen Würde, die solidarisch und untrennbar von der Menschenwürde der anderen ist, Liebe der Freiheit für sich und alle anderen, Kult der Arbeit als Grundlage und Bedingung jedes Rechts, Verachtung für Unvernunft, Lüge, Ungerechtigkeit, Feigheit, Sklaverei und Müßiggang.“

Gezielt antireligiös solle jede Pädagogik sein, denn da wo keine Religion ist, kann auch kein Staat sein, und wo kein Staat ist, sei Freiheit möglich. Für ihn gilt auch wie bei Godwin, dass es Anlagen gibt, welche aber vor allem durch die Umwelt beeinflusst werden. Deswegen ist es nicht sinnvoll, getrennte Schulsysteme zu haben, sondern eine Schule für Alle, denn diese Trennung spiegelt vor allem das soziale Milieu wieder und die Verhältnisse, für die niemand etwas von Geburt an kann.  „Sobald es ein Erbrecht gibt, wird die Laufbahn der Kinder nie das Resultat ihrer Fähigkeiten und individuellen Energien sein: sie wird vor allen Dingen das Resultat des Vermögenszustandes, des Reichtums oder der Armut ihrer Familien sein. Reiche, aber dumme Erben werden einen höheren Unterricht erhalten; die intelligentesten Kinder des Proletariats werden weiterhin als Erbteil Unwissenheit erhalten, gerade so wie dies heute geschieht.“ Ebenso gleichermaßen verteilt soll die Kopf- und Handarbeit sein, so dass Menschen, welche dennoch verschieden stark oder schwach in gewissen Bereichen ausgeprägt sind, mehr Chancen haben und einen anderen Sinn für Gemeinwohl entwickeln. Ein wirklich revolutionärer Gedanke Bakunins war die Koedukation. „Die Frau, die vom Mann verschieden ist, wird ihm gleich erklärt in allen politischen und sozialen Rechten wie in allen solchen Funktionen und Pflichten.“

Bakunin räumte auch ein, dass durch seine pädagogischen Vorstellungen eventuell manche weniger gebildet sein könnten. Insgesamt sei dadurch aber die große Mehrheit mehr gebildet.

Kropotkin (1842-1921)  

Er befasste sich vor allem wissenschaftlich mit den geistigen Strömungen seiner Zeit, um einen zeitgemäßen Anarchismus zu ermöglichen. Er hat sich über ein Jahrzehnt mit der Evolutionstheorie Darwins und dem daraus entstandenem „Sozialdarwinismus“ beschäftigt. Dabei hat er auch nicht die von Darwin analysierten Entwicklungsgesetze negiert, die einen „Kampf ums Dasein“ als einen wesentlichen bzw. wichtigsten Faktor der Evolution aufzeigen. Er weist aber darauf hin, dass sich auch bei Darwin dieser Kampf „als Kampf zwischen verschiedenen Arten“ zeigt und innerhalb einer Art die gegenseitige Hilfe als das dominante Entwicklungsgesetz anzusehen sei, welches ebenso ein Naturgesetz wie der Kampf sei. 

Er ist der erzieherische Verfechter des Gleichheitsprinzips: Frei von Sanktionen sein, aber Rat geben, welcher nur dann einen Wert haben kann, wenn er aus eigener Erfahrung und Beobachtung als befolgenswert anerkannt wird. Ziel ist die größtmögliche Freiheiter Einzelner im Rahmen der größtmöglichen sozialen Freiheit aller. Er analysierte sehr genau, welche Ziele die Bildung in seiner Zeit hatte und erschreckenderweise immer noch oftmals hat. Hauptaufgabe der Erziehung bei einer bürgerlichen Gesellschaft sei die Gewöhnung der Zu-Erziehenden an Autorität und es herrsche große ökonomische Nützlichkeitsabwägung. Warum beginnt denn die Schule um 08:00 Uhr? Warum gibt es denn eine Fächertrennung usw.? Die Gewohnheit als unhinterfragbare Kategorie der Sozialisierung wird zum nahezu unüberwindlichen Hindernis des Fortschritts. Reformen seien in diesem Bildungssystem auch nur Nützlichkeitsabwägungen, je nach Bedarf der Industrie etc.  Schulpflicht sei eine gute Sache, wenn sie wirklich dem Einzelnen zuliebe eingeführt wäre und nicht als Garant für brave Untertanen genutzt werden würde. Die Zurichtung des Unterrichts auf das Profitinteresse ist für Kropotkin eine Variante des grundsätzlichen Phänomens der Instrumentalisierung der Erziehung im Sinne der Herrschaft. „Die Menschen scheinen jetzt schon gar nicht mehr verstehen zu können, dass man anders, als unter der Herrschaft der Gesetze leben könne, welche von einer parlamentarischen Vertretungs-Regierung ausgearbeitet und von einer Handvoll über jenen stehenden Regierungen angewandt werden. Und selbst dann, wenn sie sich vom alten Joche befreit haben, ist es ihre erste Bestrebung, sich dasselbe sofort wieder aufzuladen.“ Er möchte das Verhältnis von Kopf- und Handarbeit nicht ausgewogen halten, sondern diese Trennung komplett aufheben, da diese Trennung für ihn ein Garant des kapitalistischen Systems ist. In seiner Vorstellung gibt es eine vollständige Ausbildung von „gebildeten Handarbeitern“ für alle, danach erst Spezialisierungen. Kropotkin glaubt fest daran, dass eine allseits gebildete Gesellschaft von selbst Staaten und Kapitalismus überwinden werden, da diese für unnötig befunden werden.

Er glaubt auch –im Gegenzug zu Bakunin- dass die Gesellschaft dann wissenschaftlich viel weiter und nützlicher sein wird, da nicht nur eine Elite, sondern die große Masse Zugang zu Bildung erhält. 

Franciso Ferrer (1859-1909)

Der katalanische Anarchist Franciso Ferrer hat seine entwickelten pädagogischen Konzepte in der „Escuela  Moderna“ umgesetzt. Bildung sollte so der Kontrolle von Staat und Kirche entzogen werden und zum Motor revolutionärer Veränderungen werden.

Die Leitidee der Schule war die rationale Bildung, die sich durch folgende Grundsätze darstellen lässt: Erziehung muss eine wissenschaftliche Grundlage haben und alles Mystische und Übernatürliche ausschließen. Der Unterricht ist nur ein Teil dieser Erziehung, ebenso gehört z. B. die Charakterbildung und Willenskultivierung dazu. Die ethische Erziehung muss hauptsächlich aus dem vorbildlichen Beispiel hervorgehen und sich auf das große Naturgesetz der Solidarität stützen. In der Praxis ist es notwendig, Programme und Mittel so genau wie möglich der Psychologie des Kindes angepasst werden. Der Unterricht ist freiwillig, es gibt keine Noten und Zeugnisse.

1909 wurde Ferrer hingerichtet wegen angeblicher Mithilfe bei den damals stattfindenden anarchistischen Aufständen in Barcelona. Sein Schulkonzept hat sich sowohl in Spanien als auch international verbreitet. Zum Beispiel brachte die Anarchistin Emma Goldman das Konzept der „Escuela Moderna“ nach Nordamerika (wurden aber nur Sonntagsschulen) und in den Rest Europas. 1956 musste die letzte „Ferrer“-Schule schließen.

Wo sind wir jetzt?

Die Schwierigkeiten bei der Anerkennung anarchistischer Pädagogik sind bis heute geblieben. Auch wenn viele der vorgestellten Punkte heute noch aktuell sind oder weiterentwickelt worden sind, wird der Bezug auf den Anarchismus wie so oft bewusst oder unbewusst verschwiegen.

So sind viele Elemente anarchistischer Pädagogik in der Reformschulbewegung, Alternativschulbewegung, bei Freien Schulen, bei Demokratischen Schulen, in der antiautoritären Bewegung, in der Kinderrechtsbewegung und auch in der Antischulbewegung übernommen worden. Allerdings gibt es bei der anarchistischen Pädagogik keine Trennung zwischen Pädagogik und Politik. Dieser Aspekt wurde eigentlich nur von der antiautoritären Bewegung übernommen.

Anarchistische Pädagogik heute

Heute gilt es unserer Meinung nach die linken Diskurse der letzten Jahrzehnte in eine aktuelle anarchistische Pädagogik einzubringen. So muss intersektional und inklusiv gedacht und gehandelt werden. Die intersektionale Perspektive steht für das Zusammendenken verschiedener Formen sozialer Ungleichheiten, wie sie entlang der Kategorien Geschlecht, Ethnizität, soziales Milieu, sexuelle Orientierung, Alter, Körper... erzeugt werden. Diese Haltung zielt auf den Abbau von sozialen Ungleichheiten und die Förderung von Vielfalt der Kinder.

Bei der Inklusion beziehen wir uns auf die Definition, dass alle Schüler_innen jenseits von Kategosisierung und Selektion nach Fähigkeiten, Herkunft und Geschlecht gleichberechtigten Zugang zu Bildungseinrichtungen haben müssen. In der Geschichte von libertärer Pädagogik wurde Inklusion im Sinne der damaligen Zeit umgesetzt, indem z.B. Tolstoi eine Schule für Bauernkinder gegründet hat, Owen, Ferrer und Goodman den Schwerpunkt bei ihren anarchistischen Schulen auf Arbeiterkinder gelegt haben und Robin eine Einrichtung speziell für Waisenkinder geschaffen hat. Zudem war allen ein gleichberechtigter Zugang für Mädchen wichtig. Heute denkt bei Inklusion jede_r an Kinder mit Beeinträchtigungen oder Kinder anderer Herkunft. Da in einer anarchistischen Schule individuelles Lernen für Alle selbstverständlich ist, findet hier keine Stigmatisierung von einzelnen Kindern statt. Neben der Individualität geht es im Anarchismus auch immer um kollektives Handeln/Erleben nach selbst vereinbarten Regeln. Dabei gilt der Grundatz, dass niemand diskriminiert werden darf und Minderheiten geschützt sein müssen.So setzt eine anarchistische Schule die beiden wichtigen Faktoren von Inklusion - individuelles Lernen und Gemeinschaft – um.

Zudem muss unserer Meinung nach an einer libertären Schule. zu verschiedenen Themen Input gegeben werden, um einerseits Diskriminierungen zu vermeiden und andererseits zu verhindern, dass Schüler_innen bei der Entwicklung ihrer eigenen Schule nur das reproduzieren, was sie bislang in ihrem Leben kennengelernt haben (z.B. der Umgang zwischen Mädchen und Jungen, die Entwicklung von Vereinbarungen oder der Umgang mit Verstößen gegen Vereinbarungen). Entscheidungen müssen in jedem Fall im Konsens getroffen werden, wodurch ein Minderheitenschutz gegeben ist und die Einbeziehung Aller garantiert ist. Der Kreativität sind keinerlei Grenzen gesetzt, gemeinsam mit Kindern geeignete Methoden für einen Konsensprozess zu entwickeln. 

Beispielhaft möchten wir auch auf das Thema Antirassismus als Baustein in der pädagogischen Praxis eingehen. Antirassistische Pädagogik muss Wissenserwerb über den Begriff Rassismus, die Entstehung von Rassismus, über das eurozentristische Weltbild, über strukturellen Rassismus und die Auswirkungen bieten. Sie muss sensibilisieren und letztendlich auch eine Dekonstruktion durchführen

Dabei ist es uns wichtig, uns vom sogenannten „Interkulturellen Ansatz“ zu distanzieren. Dieser wird oft gut gemeint praktiziert, produziert aber duch Zuschreibungen als vermeintliches Wissen über verschiedene Kulturen neue Rassismen. Die Strukturen libertärer Schulen tragen sicher dazu bei, dass sogenannte Kategorien eine geringe Rolle spielen: Z. B. durch Altersmischung, Abschaffung von Noten, selbstbestimme Lernprozesse, individualisierten Tagesablauf, basisidemokratische Gestaltung aller Belange der Schule, intersektionales Denken.

Konkret halten wir den Anti-Bias- Ansatz für eine gute praktische Umsetzungsmöglichkeit: Das ist ein Ansatz der antidiskriminierenden Bildungsarbeit. Das englische Wort „bias“ bedeutet Voreingenommenheit oder Schieflage. Der Anti-Bias-Ansatz zielt darauf, für das Themenfeld Diskriminierung zu sensibilisieren, Mechanismen und Funktionsweisen auf subjektiver und gesellschaftlicher Ebene zu verstehen und die eigenen Perspektiven, Handlungsweisen und Positionierungen in ihrer Verstrickung mit gesellschaftlich vorherrschenden Selbstverständlichkeiten kritisch zu reflektieren. Das Anliegen der Anti-Bias-Arbeit ist es, eine intensive erfahrungsorientierte Auseinandersetzung mit Macht und Diskriminierung zu ermöglichen und die Entwicklung alternativer Handlungsansätze zu diskriminierenden Kommunikations- und Interaktionsformen zu fördern. So findet in dieser Arbeit die Verknüpfung von politischer Arbeit mit persönlicher Haltung statt.

Ebenso wichtig ist die genderbewusste Pädagogik. Das Ziel geschlechtergerechter Pädagogik ist es, Kinder jenseits von Geschlechterklischees in ihren individuellen Interessen und Fähigkeiten zu fördern und sie bei der Ausgestaltung ihrer individuellen Geschlechtsidentitäten zu unterstützten. Dazu benötigen wir selbst eine genderbewusste Grundhaltung und Genderkompetenz. Auch für dieses Thema gibt es didaktische Strategien, wobei wir uns auf das Konzept von Dramatisierung, Entdramatisierung und Nicht-Dramatisierung beziehen. Nur über aufmerksame Beobachtung können wir entscheiden, welche Strategie gerade angemessen ist. In jedem Fall definieren wir anarchistische Pädagogik nicht so, dass die individuelle Freiheit des einzelnen Kindes begründet, dass zum Beispiel reproduziertes männliches Verhalten geduldet wird. Denn jedes Kind hat ein Recht darauf, sein eigenes Verhalten zu reflektieren und andere Möglichkeiten von Verhalten kennen zu lernen. Nur so können wir uns auf unserem Weg zu einer gleichberechtigten und solidarischen Gesellschaft weiter entwickeln. 

Der (Bildungs-)Kampf geht weiter

Weltweit kommen wahrscheinlich die demokratischen Schulen einem libertären Anspruch am nächsten. Oft jedoch haben die von uns oben beschriebenen Themen nicht Eingang in die jeweiligen Schulkonzepte gefunden, die Ausrichtung ist trotz des gemeinsamen Nenners sehr unterschiedlich.

In Israel gibt es z. B: aktuell 25 Schulen mit libertärem Anspruch (bspw. Givat Olga), in denen die Schüler_innen bestimmen was, wann, von wem und wie gelehrt werden soll. Diese Schulen finden sich in ärmeren und reicheren Gegenden. Wie in demokratischen Schulen üblich haben die Schüler_innen in Schulversammlungen gleiches Stimmrecht wie die Lehrpersonen. Zu Beginn jedes Schuljahrs stellen sich die Schüler_innen aus zahlreichen Angeboten einen individuellen Stundenplan zusammen. Sollten sie ein Thema vermissen, können sich interessierte Schüler_innen zusammentun und ein neues Unterrichtsfach vorschlagen.

Als Fazit denken wir, dass anarchistische Pädagogik mit ihren verschiedenen Kritikebenen als Kritik an Staat, an Institutionen und an Hierarchien zu einer aktuellen Pädagogikdebatte gehört und selbstbewusst eingebracht und vertreten werden sollte. Gerade die Forderung nach ganzheitlicher, erfahrungsbezogener, selbstbestimmter und „beiläufiger“ Bildung hat nichts an Aktualität verloren. 

So ist und bleibt es unsere Aufgabe als Anarchist_innen über den historischen Verdienst anarchistischer Pädagogik aufzuklären und in der Weiterentwicklung heute einzubringen. Wie schwierig das gerade in Bayern ist, mussten wir selbst erleben. Hier ist leider unser Versuch, eine demokratisch inklusive Schule zu gründen fürs erste an den „hohen“ Hürden der Genehmigung durch die Regierung gescheitert. In Deutschland sind wir leider davon entfernt, es der zapatistischen Bewegung gleichzutun, die ihre eigenen autonomen Schulen unabhängig von der Regierung geschaffen hat. Nichtsdestotrotz dürfen wir den pädagischen Bereich nicht dem Neoliberalismus und der repressiven Staatsmacht überlassen!

Dieser Artikel enstand in Anlehnung an einen Vortrag in Regensburg der Anarchistischen Gruppe Regensburg (ANA)

 


Afrin ist überall! Aufruf zum Anarchistischen Block! 24.März Frankfurt a.M.

 

Seit dem 20.Januar 2018 dauern die Angriffe des türkischen Militärs auf Afrin, in Kooperation mit dschihadistischen Gruppierungen, an. Afrin ist eines der drei selbstverwalteten Kantone der Demokratischen Förderation Nordsyriens. Erdogan sieht die YPG/YPJ, welche das Gebiet erfolgreich vom IS befreit und die freiheitlichste und fortschrittlichste Gesellschaftsordnung in der gesamten Region durchgesetzt hat, als Terrororganisation an. Dabei arbeitete die YPG/YPJ sowohl mit der USA, als auch mit Russland zusammen. Allerdings ließen sie die YPG/YPJ fallen, nachdem der IS besiegt war. Des Weiteren nutzt Erdogan die nationalistische Mobilisierung, um Kritik*innen des AKP-Regmies zu inhaftieren und zu unterdrücken. Auch die deutsche Bundesregierung unterstützt den Krieg der Türkei gegen Afrin. Sie tut dies, weil sie mit der Türkei einen schmutzigen „Flüchtlingsdeal“ abgeschlossen hat, sowie aus wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen. Die Unterstützung erfolgt durch deutsche Waffen und Kriminalisierung von Protesten innerhalb Deutschlands. Dies geschah zum Beispiel durch Das Verbot der Fahnen von YPG/YPJ und Demonstrationsverbote. 

Es zeigt sich wieder einmal, dass Herrschaftsinteressen wichtiger als Menschenleben sind. Befreiung von Unterdrückung und Feiheit aller Menschen in all ihrer Verschiedenheit kann nur erreicht werden, wenn Herrschaft und Machtverhältnisse grundlegend in Frage gestellt werden. Deshalb rufen wir als Förderation der deutschsprachigen Anarchist*innen dazu auf am 24.März nach Frankfurt a.M. zu kommen und mit uns gemeinsam einen Anarchistischen Block zu bilden.

Die Kurdischstämmigen dürfen bei dem Protest nicht alleine gelassen werden. Es ist genau jetzt sehr wichtig, dass die “Deutsche” linke Bewegung klare Kante zeigt.

Da der genaue Ort und die Zeit zum jetzigen Zeitpunkt (28.02.2018) noch nicht feststehen, achtet unbedingt auf Ankündigungen unter fda-ifa.org.

 


Wie anarchistisches Denken zu kritikloser Gedankenspielerei und idealistischer Absurdität verkommt – keine Provokation

 

Mona Alona

 

Auf der facebook-Seite von Peter Seyferth4

 findet sich ein Vortrag, welchen er auf einem sozialwissenschaftlichen Workshop am 19.01. in Gießen hätte halten wollen. Der Titel lautet "Eine moderne Theorie des klassisch-anarchistischen Staats. Analyse, Vorschlag und Provokation". Als Letztere wirkt Seyferths Vortrag hauptsächlich aufgrund des flachen Niveaus seiner Argumentation, die - sicherlich gut verpackt - in politikwissenschafltichem Gewand präsentiert wird. Die theoretischen Grundlagen der Anarchistischen Pogopartei wirken vergleichsweise tiefgründiger. Um dies nachzuvollziehen, ist auf die Gesamtaussage und Betrachtungsweise Seyferths einzugehen. Er entfaltet den Strang, mit Crispin Sartwell die Illegitimität moderner Staaten zu belegen, weiterhin Kriterien der Legitimität sozialer Ordnungen nach David Beetham darzustellen, auf Revolutionsvorstellungen im klassischen Anarchismus einzugehen, um schließlich zu begründen, warum es einen „anarchistischen Staat“ geben müsste oder sollte. Seyferth scheint der Ansicht zu sein, dass letzte Aussage orthodoxe oder einfach überzeugte Anarchist*innen provozieren soll. Dies möchte er offensichtlich eher zum Selbstzweck, als zum Nachdenken oder zur Diskussion anzuregen, schließlich verkennt er die zugrundeliegenden und schon oft diskutierten Fragestellungen, nämlich des anarchistischen Umgangs mit Macht, Gewalt und Zwang in revolutionären Situationen oder bei Versuchen der Etablierung und Aufrechterhaltung einer sozialen Ordnung, die den Anspruch hat, „herrschaftsfrei“ zu sein. Für einen anarchistischen Wissenschaftler, der sich jahrelang um sinnvolle Beiträge und Diskussionen um Anarchismus bemüht hat, ist diese Herangehensweise meiner Ansicht nach äußerst befremdlich. Seine Überlegung zu einem „anarchistischen Staat“ sind nicht provozierend, sondern absurd.

 

In der Manier politisch-philosophischer Vertragstheorien konstruiert Seyferth idealistisch seine Gedankengänge in einem „Was wäre wenn“-Modus, der schon aus diesem Grund letztendlich nichts weiter bleiben kann, als eine indifferente Überlegung zu einem beliebigen Gegenstand. Dabei lehnten die klassischen Anarchist*innen das vertragstheoretische Denken von Thomas Hobbes über John Locke zu Jean-Jacques Rousseau ab5

6

, wie sie auch heute die Debatten politischer Philosophie seit John Rawls größtenteils für rein spekulativ halten würden. Und zwar aus dem Grund, dass Vertragstheorien – sei es in ihrer konservativen, liberalen oder republikanischen Variante – stets die Notwendigkeit eines Staates begründen und dazu von einem „modernen“ (im Sinne einer geschichtlichen Phase) Verständnis voneinander abgeschnittener Individuen ausgehen. Stattdessen sind diese als immer schon soziale Wesen zu begreifen – eine Vorstellung oder vielmehr Erfahrung, welche Menschen zwar zu allen Zeiten machten, die sich aber schlecht dazu eignet zu begründen, warum sie ihrer eigenen Beherrschung zustimmen würden. Zudem kommen Vertragstheorien ohne eine ontologische (= „wesens-mäßige“) Bestimmung des Menschen als „natürlicherweise böse/gewalttätig“ (Hobbes) oder „ursprünglich gut/aufklärungsfähig“ (Rousseau) nicht hinaus – moralische Kategorien, welche ebenso ihrer Zeit verhaftet bleiben. 

 

Eben darum ist es kein Wunder, dass sich Seyferth in abstrakten Überlegung zu einem „anarchistischen Staat“ verheddert. Entgegen seiner eigenen vorherigen Beschäftigung7

, verkennt er vollständig, dass der Staat ein Verhältnis darstellt und deswegen weder einfach zerschlagen noch übernommen werden kann. Diese Ansicht vertraten übrigens auch viele der klassischen Anarchist*innen, auf deren Revolutionstheorien sich Seyferth bezieht. Selbstverständlich wollte zum Beispiel Bakunin den Staat zerstören, Kropotkin hoffte auf grenzenüberschreitende Gegenorganisationen und Landauer wollte ihn überwinden, indem Menschen andere Beziehungen eingehen. Dabei verstanden sie jedoch die Geschichtlichkeit und darum historische Kontingenz moderner Staaten, die mit brutalen Mitteln gegen die – ebenso dumpfen und gewaltsamen - aristokratischen Feudalordnungen erst im 19. Jahrhundert vollends durchgesetzt wurden. Unter anderem durch Kolonialisierung, Imperialismus, dann einerseits zur Einhegung der Befreiungsbewegung andererseits selbst von diesen forciert, wurde die Form des Nationalstaates bis in die 1950er/1960er allen Ländern der Erde aufgezwungen. Trotz dieser recht neuen Herrschaftsform, wurde der moderne Staat als immerwährende Institutionen dargestellt, ohne die halbwegs friedliches, menschliches Miteinander überhaupt nicht möglich wäre – unabhängig davon, dass die strukturelle Barbarei die Kehrseite jener „Zivilisation“ ist, welche moderne Staaten behaupten aufrecht zu erhalten, beschützen und kriegerisch exportieren zu müssen. Für Bakunin ist der Staat „eine geschichtliche, vorübergehende Einrichtung, eine verschwindende Form der Gesellschaft, [...] aber er hat keineswegs den schicksalsbestimmten und unwandelbaren Charakter der Gesellschaft, die jeder Entwicklung des Menschentums vorangeht“8

. Bakunin muss heute gegen Bakunin gewendet werden: Auch die Form der Gesellschaft ist selbstverständlich keineswegs „schicksalsbestimmt“ und „unwandelbar“ - eine Beschreibung, welche verwendet wird, um Staat als Ausdruck bestimmter gesellschaftlicher Verhältnisse zu interpretieren, die nicht „naturgemäß“, sondern unter der absolutistischen und dann bürgerlichen Herrschaftsform im modernen Staat (d.h. nach bestimmten herrschenden Interessen) organisiert werden. In einer heute überholten, aber vom Ansatz her nicht unsachlicheren Argumentation als jener seiner Zeitgenoss*innen, arbeitet Kropotkin heraus, wie sich Gesellschaftlichkeit im Zusammenhang mit dem zivilisatorischen Fortschreiten der Menschheit entwickelte und veränderte9

. Der Staat sei deswegen eher ein blockierender Fremdkörper in der Entwicklung der Menschheit, der sich überleben würde, vergleichbar mit der Vorstellung von Marx, dass die Eigentumsverhältnisse die Entfaltung der Produktivkräfte gehindert hätten und deswegen gesprengt wurden10

. Aus heutiger Perspektive zeigen sich dabei äußerst ambivalente Entwicklungen zwischen veränderter Erneuerung und beständiger Transformation moderner Staatlichkeit. Das heißt das Prinzip oder Herrschaftsverhältnis „Staat“ wird in einem Ensemble verschiedenster transnationaler, internationaler oder nationaler Institutionen reproduziert, staatliche Logiken und Funktionen werden auch in formell nicht-staatliche Institutionen (NGOs) verlagert, sowie die Organisierung staatlicher Institutionen nach Marktlogiken im Neoliberalismus vorangetrieben. Nicht zuletzt reproduziert sich der Staat durch die Herrschaftssubjekte, welche er formt und die sich deswegen kaum eine nicht-staatliche Organisation der sozialen Ordnung vorstellen können.  

 

Dahingehend offenbart Seyferth seinen Idealismus in der problematischen Übertragung klassischer Revolutionsvorstellungen auf die heutigen gesellschaftlich-politischen Verhältnisse. Das Modell der „Befreiung“ eines bestimmten Territoriums muss aus verschiedenen Gründen als überkommen angesehen werden – zumindest, wenn nicht viele weitere Dimensionen des Freier-Werdens mitgedacht werden. Als Problem präsentiert Seyferth, dass eine wie auch immer geschaffene dauerhafte, autonome Zone sich gegen Staaten wehren müsse, welche sie bedrohen und in die Staatlichkeit zurückzwingen würden. Weiterhin wäre sie gezwungen, funktionierende Institutionen für einen großflächigen sozialen Zusammenhang aufzubauen – die Seyferth sich allein aufgrund der organisatorischen Herausforderungen nur staatlich strukturiert vorstellen kann. Daraufhin würde dann eine „anarchistische Gesellschaft“ zwangsläufig selbst eine staatliche Form annehmen müssen. Diese Überlegung als Neuheit hinzustellen finde ich äußerst merkwürdig. Denn sie stellt sich bei allen Versuchen staatsferne, autonome Räume zu schaffen seit Jahrzehnten -  und zwar nicht als abstrakte Gedankenspielerei, die sich für besonders clever hält, sondern als Frage der politischen Strategie und bis hin zur unmittelbaren Notwendigkeit des (würdevollen) Überlebens, denken wir an Hausbesetzungen, den Platzbesetzungen während des Arabischen Frühlings, die Landlosenbewegung in Brasilien, die Zapatistas in Chiapas, die Aktivist*innen im Cyberspace usw.. Historische Revolutionsmodelle ahistorisch auf heutige Bedingungen zu übertragen um dann festzustellen, dass sie – rein hypothetisch – auf einen „anarchistischen Staat“ hinauslaufen würden, ist kein Beitrag für eine Weiterentwicklung anarchistischer Theorie und fällt weit hinter die konkreten Erfahrungen radikaler Bewegungen der letzten Jahrzehnte zurück. Neben der misslungenen „Provokation“ scheint Seyferth deswegen auch der Bezug zur anarchistischen Bewegung zu fehlen. Spannend wären hingegen wissenschaftliche Untersuchungen und ernsthafte Fragen, wie beispielsweise: Wie können staatsferne Räume mit emanzipatorischen Inhalten gefüllt und nach egalitären und solidarischen Prinzipien organisiert werden? Warum bleiben Menschen zu weiten Teilen ideologisch im Bewusstsein und affektiv/emotional in ihrem Begehren an staatliche Strukturen verhaftet? In welchen Fällen wird aus anarchistischer Perspektive die Anwendung von Gewalt und Zwang als legitim und erforderlich erachtet? Wie wurde/wird dies konkret begründet? Wie lässt sich das Denken in kleinen, konkret-utopischen und lokalen Projekten mit jenem nach gesamtgesellschaftlichen Veränderungen sinnvoll verknüpfen? Wie kann Revolution heute sachlich begriffen und beschrieben werden? 

 

Seyferth mag einwenden, dass ich seinen Spaß am abstrakten Denken nicht verstehe. Das tue ich tatsächlich nicht, weil er mit seinem Denken als anarchistischer Wissenschaftler in der Verantwortung steht, gute Fragen aufzuwerfen und Erklärungsversuche zumindest zu wagen. Stattdessen dreht er sich mit seiner - meiner Ansicht nach absurden - These vom „anarchistische Staat“ auf ziellose Weise im Kreis. Wie alle Politikwissenschaftler*innen bleibt er - zumindest in diesem Vortrag - im Rahmen bürgerlichen Denkens gefangen. Seyferth sagt in Anschluss an Sartwell: „Es wäre ein Fehler der Anarchisten, sich bei ihrer Kritik am Staat nur auf die Argumente und Meinungen der anarchistischen Klassiker und Revolutionshelden zu berufen und diese damit zu Autoritäten zu machen. Soll der Anarchismus ideologisch ansteckend werden, muss er sich auf den staatsfreundlichen Diskurs einlassen, um ihn wirkungsvoll angreifen zu können. Ich habe aber heute etwas anderes vor, denn auch die modernste und aktuellste Staatskritik genügt nicht. Der Anarchismus muss auch konstruktiv sein, er kämpft nicht gegen etwas, sondern für etwas“11

. Sicherlich ist eine aktuelle Staatskritik nicht einfach zu formulieren, wenn sie fundiert sein soll. Auf den staatsfreundlichen Diskurs lässt sich Seyferth – entgegen seiner Behauptung – mit seinem bürgerlichen Denken ein, greift ihn damit jedoch nicht an. Selbstverständlich sollte der Anarchismus konstruktiv sein und für die Anarchie kämpfen. Eben weil jene für die Verwirklichung bestimmter gesellschaftliche Verhältnisse und Institutionen steht, sind diese negativ als nicht-staatliche, nicht-kapitalistische und nicht-patriarchale, positiv als freiheitliche, gleichberechtigte und solidarische zu beschreiben. Dies ist keine ideologische oder dogmatische Behauptung, sondern eine herrschaftskritische Perspektive. Entschließen sich Anarchist*innen (möglicherweise aus guten Gründen) dazu, in revolutionären Umbrüchen, Herrschaftsmethoden anzuwenden und an Herrschaftsinstitutionen zu partizipieren, hören sie auf solche zu sein, weil sie ihre grundlegenden Ansprüche aufgeben. Damit wird schließlich auch veranschaulicht, dass es nicht weiterbringt, anarchistische Bewegung als singulär und nicht im Zusammenhang mit verschiedenen anderen Akteur*innen zu betrachten. Mir geht es dabei nicht darum, die „Reinheit“ anarchistischer Positionen oder Prinzipien zu bewahren und politische Herausforderungen zu verweigern, sondern lediglich um die Definition dessen, was Anarchismus ist. Einen Staat will er definitiv nicht aufbauen. 

 


Nachrichten aus den FdA-Gruppen

 

Berlin 

	Das Anarchistische Radio Berlin hat gemeinsam mit einem Genossen des Anarchistischen Radios Wien eine Sendung zum Jahresende gestaltet, die zum Jahresrückblick geriet. Unter a-radio.blogsport.de kannst du sie anhören. 



	Mitte Februar organisierte das A-Radio Berlin zusammen mit der Mapuche-Soligruppe eine Kundgebung in Solidarität mit dem Kampf der Mapuche vor der argentinischen Botschaft in

Berlin 



	Schon ein paar Tage zuvor fand eine Info- und Diskussionsveranstaltung zum Thema “Der Widerstand der Mapuche im Angesicht des Landraubs und der kolonialen Kontinuität in Chile und Argentinien” statt, ebenfalls organisiert von der Mapuche-Soligruppe und dem A-Radio Berlin. 

Cottbus



	Die FAU Dresden organisierte einen Zugtreffpunkt zu Gegenproteste gegen einen rassistischen Aufmarsch in Cottbus. Zuletzt waren in Cottbus 1500 Menschen unter rechten Parolen auf die Straße gegangen. Bei der vom rechtsradikalen Verein „Zukunft Heimat“ organisierten Veranstaltungen trafen sich beim letzten mal hochrangige AfD-Funktionäre, Mitglieder der Identitären Bewegung und militante Neo-Nazis aus dem Blood & Honour-Umfeld. Kopf des Vereins „Zukunft Heimat“ ist Christoph Berndt, Arzt und Personalrat an der Berliner Charité.





Dortmund

	Im 2. Teil ihrer Anarchismus-Rundreise durch Dortmund organisierte die Anarchistische Gruppe Dortmund (AGDo) eine Anarchismus-Einführungsveranstaltung im Hörder Nachbarschaftstreff Cafe Aufbruch. Beworben wurde die Veranstaltung unter anderem durch einen unangemeldeten Infostand im Hörder Ortskern, Aufklebern und Plakaten sowie 4000 in Briefkästen verteilten Flyern. Zur Einführungsveranstaltung kamen 30 Gäste. Nach der Veranstaltung gingen alle noch Anwesenden zum Antisemitismus-Denkmal in der Nähe der ehemaligen alten Synagoge. Zusammen wurde das Moorsoldaten-Lied gesungen und eine Gedenktafel und Rosen niedergelegt. 



	Am Solidaritätsaktionstag für die Gefangenenn des Hambacher Forsts organisierten Aktivist*innen der AGDo auch in Dortmund eine Soli-Aktion. 



	Auch im Februar brachte sich die AGDo in zahlreiche Soli-Kundgebungen und Demonstrationen für die Menschen in Afrin ein, unter anderem in Form von Redebeiträgen. Außerdem wurden Aufkleber gegen Spenden für Afrin verteilt. 





Dresden

	Zum 73. Jahrestag der Befreiung des NS-Vernichtungslagers Auschwitz Birkenau am 27.1.18 organisierte die Freie Arbeiter*innen Union (FAU) Dresden sowie die Schwarz-Roten Bergsteiger_innen Möglichkeiten zum Gedenken und zur Trauer über die Opfer des Nationalsozialismus in Form einer Kletteraktion sowie Kranzniederlegung. 



	Um “Jugendaktion Bildung statt Abschiebung” zu unterstützen, haben Aktivist*innen der FAU Dresden Ende Januar eine Transpi-Aktion durchgeführt. 



	Auch die FAU Dresden beteiligte sich an den Demonstrationen in Solidarität mit den Menschen in Afrin. 



	Am 1.Februar hat die von der FAU Dresden mit gegründete Initiative Sex Workers Solidarity einen Offenen Brief an Sozialministerin Barbara Klepsch (CDU) und alle Abgeordneten demokratischer Fraktionen im Sächsischen Landtag veröffentlicht. Darin wird Kritik am aktuellen Gesetzesentwurf der Landesregierung zur Umsetzung des sogenannten “Prostituiertenschutzgesetzes” in Sachsen geäußert. Dieser soll nach langen Verzögerungen im März verabschiedet werden. Der Zusammenschluss von Sexarbeiter*innen und Unterstützer*innen fordert die Sozialministerin und die Abgeordneten dazu auf, die Perspektiven und Wünsche der Betroffenen nicht länger zu ignorieren. Sex Workers Solidarity ruft darin die sächsischen Abgeordneten auf, die Kosten für die Zwangsregistierung auf keinen Fall auf die Betroffenen umzulegen. Weiterhin wird auf eine mehrsprachige und kostenfreie Umsetzung der Pflichtberatung des Bundesgesetzes gedrängt. “Die Erfahrung zeigt: Repression bringt keinen Schutz. Mit dem Gesetz werden weder Betroffene von Menschenhandel unterstützt, noch verbessert es die Arbeitsbedingungen in der freiwilligen Sexarbeit.” Zur tatsächlichen Unterstützung von Sexarbeiter*innen fordert die Initiative den Ausbau niedrigschwelliger Beratungs- und Bildungsangebote durch unabhängige Träger. Diese müssten auf freiwilliger, mehrsprachiger und anonymer Grundlage stattfinden. “Wir werden die Zumutungen des ProstSchG nicht einfach hinnehmen. Wir setzen stattdessen auf die Selbstorganisation und den Austausch unter Kolleg_innen.” Lou Michalek, Pressesprecher*in der Initiative erklärt dazu: “Wir müssen uns nicht nur gegen weit verbreitete Vorurteile behaupten. Auch für gute Arbeitsbedingungen müssen wir immer wieder streiten. Der aktuelle Gesetzesentwurf legt uns dabei Steine in den Weg.” 



	Im Februar stellten sich die Schwarz-Roten Bergsteiger_innen vor: Sie erzählten von der Verknüpfung von Antifaschismus und Bergsport, über anarchistische Konzepte für den ländlichen Raum, ihre Arbeit, ihre Erfahrungen und die kommenden Veranstaltungen im Elbsandsteingebirge. 





Düsseldorf

	Aktivist*innen der Anarchistischen Föderation Rhein-Ruhr stellen die Strömungen des Anarchismus vor. Die Veranstaltung wurde zusammen mit dem Anarchistischen Projektkollektiv Düsseldorf durchgeführt. 





Frankfurt/Main

	Die anarchistische Gruppe Lila [F] veröffentlichte und verbreitete folgendes Solidaritätsstatement “Ende Januar wurden in Thessaloniki (Griechenland) mehrere linksradikale/antiautoritäre Zentren von Faschist*innen angegriffen. Dabei ist eine seit 8 Jahren besetzte Villa im Stadtzentrum von Thessaloniki komplett ausgebrannt. Wir solidarisieren uns mit allen, denen dadurch der Wohnraum genommen wurde und verurteilen die Angriffe der Faschist*innen, sowie die Untätigkeit der Polizei vor Ort aufs schärfste und senden unsere Solidarität an die Libertatia-Crew! You don’t stand alone!” 





Freiburg

	Ende Januar hielt die Anarchistische Gruppe Freiburg (AGFr) im Rahmen ihres offenen Treffens den Vortrag „Einführung in die Ideen der libertären Pädagogik“ 



	Auch in Freiburg unterstützte die AGFr die Demonstrationen in Solidarität mit Afrin. 



	Die AGFr organisiert ab Februar einen öffentlichen Lesekreis zum Buch „Fundamente der Subversion – Über die Grundlagen einer materialistischen Herrschaftskritik“ von Hendrik Wallat. 





Kandel

	Die Libertäre Gruppe Karlsruhe beteiligte sich an der antifaschistischen Kundgebung gegen rechte Hetze am 28.1. in Kandel. 





Karlsruhe

	Auch die Libertäre Gruppe Karlsruhe (LGKa) nahm an Protestdemonstrationen Ende Januar in Solidarität mit den Menschen in Afrin teil. 





Kassel

	Die Gruppe “Aktion und Organisierung” (A&O) Kassel organisierte im Februar den Vortrag “Die Utopie der #Anarchie in Zeiten des #Neoliberalismus” mit Jürgen Mümken als Referent. 





Köln

	Mitte Februar organisierte das Anarchistische Kollektiv Köln (AKK) den Vortrag “Subjekt – Widerstand – Emanzipation – Anarchistische Subjekttheorien” 





Krefeld

	Mitte Februar veranstaltete die Anarchistische Gruppe Krefeld (AGKr) einen Filmabend, bei dem jede*r Fimmaterial mitbringen konnte. 



	Ebenfalls Mitte Februar organisierte die AGKr ein Solikonzert für die Menschen in Afrin. Die Spenden gingen an das Projekt “Spenden für Nothilfe in Afrin” an die Organisation medico international. Vor dem Konzert gab es einen Vortrag über Sozialökologie, eine Theorie die zusammen mit der des libertären Kommunalismus von Murray Bookchin und Janet Biehl geprägt wurde und auch Einfluss auf die autonome Gesellschaft in Rojava hat. 





Ludwigsburg

	Das Libertäre Bündnis Ludwigsburg nahm an Protestdemonstrationen Ende Januar in Solidarität mit den Menschen in Afrin teil. 





Mannheim

	Die Anarchistische Gruppe Mannheim (AGM) nahm an Protestdemonstrationen Ende Januar in Solidarität mit den Menschen in Afrin teil. 



	Die Projektinitiative “Selbstorganisiert in Mannheim”, in der auch die Anarchistische Gruppe Mannheim mitarbeitet, organisierte Mitte Februar einen Umsonstflohmarkt. 





Nürnberg

	Mitte Februar veranstaltete die anarchistische Gruppe Nürnberg “Auf der Suche” die Theorieveranstaltung “Wozu Postanarchismus? – Neues zur anarchistischen Theorieentwicklung” mit Jens Störfried. Der Vortrag war mit ungefähr 30 Zuhörer*innen gut besucht. Der Referent bot eine Einführung in das Thema Postanarchismus, die auch ohne Vorwissen zu dem Thema sehr gut verständlich war. 



	Bei einem gemütlichen Filmabend konnten sich ungefähr 20 Besucher*innen am 13.2. einen Überblick über die Anfänge der anarchistischen Bewegung bis zum Anfang des 20.Jahrhunderts verschaffen. Der Film zur Geschichte des Anarchismus wurde im Rahmen der anarchistischen Kneipe „Café Abriss“ von der Auf der Suche gezeigt. Den zweiten Teil der Dokumentation gibt es am 13.3. um 20:00 im Projekt 31 zu sehen. 



	Zum Start der anarcha-feministischen Veranstaltungsreihe „Whenever, wherever – für einen feministischen Normalzustand“ organisierte die Gruppe “Auf der Suche” ein feministisches Grunge-Konzert mit Malfunc Prism, Son of a Bridge und Wrackspurts. Weitere Vorträge, praktische Workshops und Aktionen sind bis Juli 2018 geplant. 





Südwesten*

	Mitte Februar organisierte das Anarchistische Netzwerk Südwest* eine Veranstaltungsreihe mit dem “çapulcu redaktionskollektiv”, einer Gruppe von technologiekritischen Aktivist*innen und Hacktivist*innen. Ihren Vortrag “Abwehr des smarten Angriffs auf unsere Sozialität, Kreativität, Autonomie – auf unser Leben” hielt das Kollektiv in allen A-Netz-Städten: Freiburg, Offenburg, Karlsruhe, Ludwigsburg, Mannheim und Kaiserslautern. 





Witten

	Auch in Witten referierte Jürgen Mümken zum Thema “Postanarchismus – Revisionen, Erneuerungen, Brüche”. Eingeladen hatte die Anarchistische Gruppe östliches Ruhrgebiet (AGöR) im Rahmen ihres “Schwarzen Tresens” 





 


Notes

	[←1
] 

	Zum Beispiel der Gai-Dao-Autor Benjamin in seinem mehrteiligen Artikel: „Das herrschaftslose Prinzip - Ethik des Anarchismus“ (GD #83&84), sowie „Gemeinsam gegen Leviathan! Kropotkins Gegenseitige Hilfe als Alternative zum autoritären Staat von Hobbes“ (GD #69)







	[←2
] 

	J. Störfried: Wenn eins wahr ist, dann, dass Anarchist_innen nicht die Wahrheit haben – Eine Beschreibung anarchistischer Kritiken. http://lirabelle.blogsport.eu/tag/wahrheit/







	[←3
] 

	Das ist eben nicht dasselbe wie der unsinnige Satz „Der Apfel ist grün und nicht grün.“.







	[←4
] 

	 https://www.facebook.com/Dr.phil.PeterSeyferth/videos/374705359662327/







	[←5
] 

	 Vgl. Degen/Knoblauch, Anarchismus. Einführung, S. 74f.. 







	[←6
] 

	 Dabei beziehe ich mich auf Thomas Hobbes, Der Leviathan (1651), John Locke, Zwei Abhandlungen über die Regierung (1689) und Jean-Jacques Rousseau, Vom Gesellschaftsvertrag (1762). Für ihre jeweilige Zeit mögen zumindest Locke und Rousseau interessante und diskussionswürdige Gedanken gehabt haben, weswegen sie nicht umsonst zu den Klassikern politikwissenschaftlichen Denkens zählen. Sie waren logischerweise Denker ihrer jeweiligen Zeit, über welche immer schwer zu erfassen ist, noch schwerer aber, über sie hinaus zu denken. In Abgrenzung zu ihnen entstand anarchistisches politisches Denken.







	[←7
] 

	 Seyfarth, Peter (Hrsg.), Den Staat zerschlagen!, Baden-Baden 2015.







	[←8
] 

	 Bakunin, Michael, Der Kampf gegen die Gesellschaft, in: Rammstedt, Grundtexte zur Theorie der Gewalt, S. 47f.. 







	[←9
] 

	 Kropotkin, Peter, Die historische Rolle des Staates, in: Panther, Teo (Hrsg.), Der Staat, Münster 2008 [1896], S. 16. 







	[←10
] 

	 Marx, Karl/Engels, Friedrich, Manifest der Kommunistischen Partei, Stuttgart 2009, S. 25.







	[←11
] 

	 https://www.facebook.com/Dr.phil.PeterSeyferth/videos/vb.275336042932593/374705359662327/?type=2&theater; Minute 5:30.
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